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wirtschaftliche Analyse:
Sammlung von Arbeitspapieren
in Ergänzung zu Kapitel 1.4 der LAWA-Arbeitshilfe „wirtschaftliche Analyse der Wassernutzung gemäß Art. 5 und Anhang III“
Die LAWA-Arbeitshilfe bildet die Grundlage für die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland.  Die ökonomische Analyse findet sich in Kapitel 1.4 wieder, welches von dem LAWA-Unterausschuss „Umweltökonomie“ erarbeitet wurde.

An verschiedenen Stellen dieses Kapitels besteht ein inhaltlicher Ergänzungsbedarf. Der LAWA-UA erarbeitet daher verschiedene Dokumente, die sich auf die LAWA-Arbeitshilfe beziehen und diese ergänzen bzw. konkretisieren. Die ersten Dokumente finden Sie hier:
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 zu 5.2) Baseline Scenario
In dem Text der LAWA-Arbeitshilfe zum Thema Baseline Scenario wird an verschiedenen Stellen darauf verwiesen, dass die LAWA allgemeine Aussagen formuliert. 
Bezüglich der weiteren Vorgehensweise in der Thematik Baseline Scenario: siehe Protokoll vom 03.03.2004, TOP 1.2

Entwicklung des Wasserdargebots

Bezüglich der Entwicklung des Grundwasserdargebots kann folgende Aussage übernommen werden: „Für das Jahr 2015 kann in Bezug auf das Grundwasserdargebot von vergleichbaren Bedingungen wie für heute ausgegangen werden, so dass das Grundwasserdargebot grundsätzlich konstant bleiben wird.“ Besonderheiten bei den Versi​ckerungsverhältnissen sind auf der Ebene der Bearbeitungsgebiete zu ergänzen.
Nutzungen durch private Haushalte – Bereich Wasserversorgung

Für den Bereich Wasserversorgung können sich die Länder an folgendem, für das gesamte Bundesgebiet erstelltem Beispiel für die Entwicklung eines Baseline Scenarios orientieren:

1) Baseline-Szenario in der öffentlichen Wasserversorgung

a) Mengengerüst der öffentlichen Wasserversorgung

Nach den vorläufigen Ergebnissen der statistischen Erhebung zur Öffentlichen Wasser​versorgung durch das Statistisches Bundesamt liegt in Deutschland der durchschnittliche Wasserverbrauch je Einwohner und Tag im Jahr 2001 bei 127 l/ (E*d).
 

Die Wasserverbrauchsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland sowie der Alten und der Neuen Bundesländer zeigt Abbildung 1:
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Abbildung 1:
Entwicklung des Wasserverbrauchs im Zeitraum 1990-2000 im Sektor Haushalte und 
Kleingewerbe

In den Alten Bundesländern beträgt der durchschnittliche Wasserverbrauch im Sektor Haushalte und Kleingewerbe im Jahr 2000 136 l /(E*d) und in den Neuen Bundesländern  lediglich 93 l/ (E*d).

In der Bundesrepublik Deutschland war seit 1983 ein deutlicher Verbrauchsrückgang von 147 l/(E*d) auf 129 l/(E*d) im Jahr 2000 festzustellen.
 In den letzten Jahren stagniert der Trinkwasserverbrauch bei etwa 127 l/(E*d).

Ein besonders starker Rückgang war in den Neuen Bundesländern im Zeitraum 1990 bis 2000 festzustellen. Hier ging der Trinkwasserverbrauch zwischen 1990 und 2000 von 
148 l/ (E*d) auf 93 l /(E*d) im Jahr 2000 zurück.
 

Experten machen in den Neuen Bundesländern folgende Gründe für den Verbrauchsrückgang verantwortlich:

· Preissprung beim Trinkwasser infolge der Wiedervereinigung von ca. 0,25 EUR/m³ (seinerseits ca. 0,45 Mark der DDR/m³)  auf 1,18 EUR/m³ durch die Einführung kostendeckender Entgelte. 

· Die flächenhafte Erneuerung der veralteten Installationstechnik durch wasser​sparenden Installationstechnologien sowie die Verwendung moderner, wassersparender Haushaltsgeräte.

· Die verursachergerechte Zuordnung der Wasserverbrauchsmenge durch eine gesonderte Nebenkostenabrechnung bei Mietwohnungen. 

· Höheres Wassersparverhalten infolge eines niedrigeren Einkommensniveaus und dadurch induzierten verringernden Wassernachfrage.

· Der im Vergleich zu den Alten Bundesländern höhere  Eigenwasser​versorgungsanteil von Hausbrunnen und Quellen.

Der einwohnerspezifische Trinkwasserverbrauch zeigt sich innerhalb der einzelnen Bundesländer uneinheitlich. 

Im Jahr 2001 weist Thüringen den niedrigsten Pro-Kopf-Verbrauch mit  87 l /(E*d) auf. Der höchste Pro-Kopf-Verbrauch verzeichnet Schleswig-Holstein mit 152 l/(E*d).
 

Nachfolgende  Abbildung 2 zeigt den Trinkwasserverbrauch für die Jahre 1998 und 2001 bezogen auf die jeweiligen Bundesländer:

Abbildung 2:
Länderbezogener Trinkwasserverbrauch im Sektor Haushalte und Kleingewerbe
 

 für die Jahre 1998 und 2001
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Insgesamt sind in der Bundesrepublik Deutschland zum Stichtag 31.12.2001 rd. 81,7 Mill.  Bürger an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen.  Der Anschlussgrad liegt bei 99,1 %, wobei keine signifikanten Unterschiede im Ländervergleich festgestellt werden können. 

Die Wasserabgabe an Letztverbraucher liegt im Jahr 2001 bei 4.774,1 Mill. m³ Trinkwasser.
 Von dieser Menge werden rd. 79,1 % im Sektor Haushalte und Kleingewerbe abgesetzt. 

Nachfolgende Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Wasserabgabe an Letztverbraucher, [image: image6.emf]Wasserabgabe der öffentlichen 
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1998

darunter der Anteil an Haushalte und Kleingewerbe seit dem Jahr 1979:

Abbildung 3:
Entwicklung der Wasserabgabe in Deutschland zwischen 1979 und 2001

b) Trinkwasserpreisentwicklung

Der durchschnittliche Trinkwasserpreis in der Bundesrepublik Deutschland beträgt zum Stichtag 1.1.2003  1,72 Euro/m³.
.

Der Durchschnittspreis in den Alten Bundesländern beträgt 1,67 Euro/m³ und in den Neuen Bundesländern 2,06 Euro/m³. Damit liegt das Preisniveau in den Neuen Bundesländern um rd. 23 % über dem Preisniveau der Alten Bundesländer.

Nachfolgende Abbildung 4 zeigt die Wasserpreisentwicklung im Zeitraum 1992-2003. Die Entwicklung des  Preisanstieges zum Vorjahr ist ebenfalls dargestellt.
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Abbildung 4: Wasserpreisentwicklung sowie Veränderung des Preisanstiegs zum Vorjahr

Das im Vergleich zu den Alten Bundesländern  höhere Wasserpreisniveau der Neuen Bundesländern führt in einigen (Neuen) Bundesländern zu einer Reduzierung der Wassernachfrage. 

So liegt der durchschnittliche einwohnerspezifische Wasserverbrauch in den Neuen Bundesländern um rd. 32 % unter dem Wasserverbrauchsniveau der Alten Bundesländer.
 

Der Wasserpreisanstieg ist von 11,7 % im Jahr 1992/1993 auf 0,6 % im Jahr 2002/2003 gesunken. Damit liegt der Preisanstieg deutlich unterhalb des Anstiegs der Lebens​haltungskosten (Inflationsrate).

Den Zusammenhang zwischen der Wasserpreishöhe und dem spezifischen [image: image7.emf]148
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Wasserverbrauch in den Bundesländern verdeutlicht nachfolgende Abbildung 5.
 

Abbildung 5:
Gegenüberstellung der  Wasserpreise und spez. Wasserverbrauch im Jahr 2003 nach
 

Bundesländern

In den Bundesländern mit relativ niedrigen Wasserpreisen, beispielsweise Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bayern, liegt der einwohnerbezogene  Wasserverbrauch deutlich über dem Verbrauchsniveau jener Bundesländer mit relativ hohen Wasserpreisen, beispielsweise Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

Als Ausnahmen hierzu sind Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern zu nennen. In diesen Ländern liegt der spezifische Wasserverbrauch mit 102 l/(E*d) deutlich unter dem Bundesdurchschnitt, das Wasserpreisniveau entspricht allerdings dem Preisniveau der Bundesrepublik Deutschland (1,72 EUR/m³). 

Die v.g. Ausführungen zeigen, dass zwar ein grundsätzlicher Zusammenhang zwischen der Wasserpreishöhe und der Wassernachfrage im Sektor Private Haushalte/Kleingewerbe besteht, dieser jedoch nicht verallgemeinert werden kann.

Die einwohnerbezogenen Trinkwasserjahreskosten im Sektor Haushalte/Kleingewerbe betragen im Jahr 2003 für die Bundesrepublik Deutschland  rd. 81 EUR pro Einwohner und Jahr bzw. 0,22 EUR pro Einwohner und Tag.

2) Ermittlung der Bestimmungsgrößen für das Baseline-Szenario für  der öffentlichen Wasserversorgung 

a) Sozio-ökonomische Bestimmungsgrößen
Grundlage für die Erstellung des Baseline-Szenarios bildet die Bestimmung nachfolgender sozio-ökomischer Größen: 
1. Die im Jahr 2015 an die Trinkwasserversorgung angeschlossene Einwohneranzahl

2. Der durchschnittliche einwohnerspezifische Trinkwasserverbrauch 
zum Jahr 2015 im Sektor Haushalte/Kleingewerbe
Aus v.g. Größen kann die potenzielle Wasserabgabemenge  im Sektor Private Haushalte /Kleingewerbe rechnerisch ermittelt werden:

Wasserabgabe [WA] an Private Haushalte/Kleingewerbe:

WAa [m³/a]
 = Anzahl der im Jahr a an die Trinkwasserversorgung 
angeschlossene Einwohner [E] * spez. Trinkwasserverbrauch [l/ (E *d)] *365 d / 1.000 


(1) Ermittlung der im Jahr 2015 an die Trinkwasserversorgung  angeschlossenen Einwohneranzahl
Die Bestimmung des  Bevölkerungsstandes zum Jahr 2015  erfolgt auf Basis der „10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung“ des Statistisches Bundesamtes.

Hiernach werden für die Abschätzung des Bevölkerungsstandes verschiedene Varianten gerechnet:

Je nach Variante ergibt sich eine Bandbreite des Bevölkerungsstandes zum Jahr 2015 zwischen 81,1733 Mill. (Variante 1, niedrigster Bevölkerungsstand), 83,0515 Mill. (Variante 2, mittlerer Bevölkerungsstand) und 83,6515 Mill. (Variante 3, höchster Bevölkerungsstand). Zum Vergleich liegt der Bevölkerungsstand zum Stichtag 31.12.2002 bei  82,5223 Mill.

Für das Jahr 2015 wird ein Anschlussgrad von 99 % unterstellt. 

Für das Baseline-Szenario dient  die Variante 2 (mittlerer Bevölkerungsstand) als Ausgangsgröße.

Im Jahr 2015 kann danach die voraussichtliche Anzahl der an die Trinkwasserversorgung angeschlossenen Einwohner mit rd.  82,221 Mill. Einwohnern (83,0515 * 0,99) abgeschätzt werden. 

Es ist anzumerken, dass bisher die Bevölkerungsvorausberechung lediglich in aggregierter Form für die Bundesrepublik Deutschland vorliegt. Im November/Dezember 2003 sollen nach Auskunft des Statistischen Bundesamtes auch länderbezogene Daten zur Bevölkerungsentwicklung vorliegen. Einige Bundesländer (z.B. Neue Bundesländer, NRW) haben auch eigene Erhebungen zur Bevölkerungsentwicklung durchgeführt.

(2) Ermittlung des einwohnerspezifischen Trinkwasserverbrauchs
im Jahr 2015

Für die zweite Größe, den einwohnerspezifischen Trinkwasserverbrauch zum Jahr 2015,   werden drei Varianten betrachtet.

Die Bezugshöhen der in den Varianten betrachteten spezifischen Trinkwasserverbräuche gehen aus der nachfolgende Abbildung 6 hervor.

Die Abbildung zeigt  die Trinkwasserverbrauchsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland sowie getrennt für die Alten und die Neuen Bundesländer im Zeitraum 1990 bis 2002. 
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Abbildung 6:
Einwohnerspezifischen Wasserverbrauchsentwicklung 1990 – 2001 als Grundlage 
 

der Variantenberechnung für die das Baseline-Szenario
Die einzelnen Varianten werden nachfolgend erläutert:

b) Variantenbeschreibung:

(1) Variante 1: Stagnation des spezifischen Trinkwasserverbrauchs 
bei 127 l/(E*d)

Die Variante 1 geht von einer Stagnation des Trinkwasserverbrauchs auf dem Verbrauchsniveau des Jahres 2001 mit 127 l/(E*d) aus.

Die Wasserabgabe auf dieser Basis ermittelt sich wie folgt:

Variante 1:

Berechnung der Wasserabgabe (WA) Private Haushalte/Kleingewerbe für das Jahr 2015:

1. Zahl der an die Trinkwasserversorgung angeschlossene Einwohner: 

82.221.000 Einwohner
2. Spez. Trinkwasserverbrauch im Jahr 2003:



127 l/ (E*d)

WA = 82.221.000 E * 127 l/(E*d)* 365 / 1.000
=  3.811.354.455  m³/a = 3.811 Mill. m³/a

Prämissen:

· keine Präferenzänderung
· Preissteigerung unterhalb Inflationsrate

(2) Variante 2: Trinkwasserverbrauchsrückgang  auf das Niveau der Neuen Bundesländer des Jahres 2001 mit  93 l/(E*d)

Die Variante 2 unterstellt für das Gesamtgebiet der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015 das derzeitige Verbrauchsniveau der Neuen Bundesländer mit 
rd. 93 l/( E*d). 

Bei diesem Szenario wird ein (extremes) Wassersparszenario vorgestellt, das die im ver​gangenen Jahrzehnt in den Neuen Bundesländern beobachteten Wasser​verbrauchsentwicklung auf die Bundesrepublik Deutschland überträgt. Preis- und einkommensbedingte Effekte gehen unbewertet in das Szenario ein

Die Wasserabgabe auf dieser Basis ermittelt sich wie folgt:

Variante 2: 

Berechnung der Wasserabgabe (WA) Private Haushalte/Kleingewerbe für das Jahr 2015:

1. Zahl der an die Trinkwasserversorgung angeschlossene Einwohner: 

82.221.000 Einwohner
2. Spez. Trinkwasserverbrauch im Jahr 2003:



93 l/ (E*d)

WA = 82.221.000 E * 93 l/(E*d)* 365 / 1.000
=  2.790.991.845 m³/a = 2.791 Mill. m³/a

Prämissen:

· Präferenzänderung: Hohes aktives Wassersparverhalten in den Alten Bundesländern

· Die flächenhafte Erneuerung der veralteten Installationstechnik durch wassersparenden Installationstechnologien sowie die Verwendung moderner, wassersparender Haushaltsgeräte in den Alten Bundesländern

· Ca. 30 %iger Preisanstieg der Wasserentgelte in den Alten Bundesländern

(3) Variante 3: Trinkwasserverbrauchsanstieg  auf das Niveau der Alten Bundesländer des Jahres 2001 mit  136 l/(E*d)

Die Variante 3 unterstellt für das Gesamtgebiet der Bundesrepublik Deutschland für das Jahr 2015 das derzeitige Verbrauchsniveau der Alten Bundesländer mit rd. 136 l/( E*d). 

Die Wasserabgabe auf dieser Basis ermittelt sich wie folgt:

Variante 3: 

Berechnung der Wasserabgabe (WA) Private Haushalte/Kleingewerbe für das Jahr 2015:

1. Zahl der an die Trinkwasserversorgung angeschlossene Einwohner: 

82.221.000 Einwohner
2. Spez. Trinkwasserverbrauch im Jahr 2003:



136 l/ (E*d)

WA = 82.221.000 E * 136 l/(E*d)* 365 / 1.000
=  4.081.450.440  m³/a = 4.081  Mill. m³/a

Prämissen:

· Präferenzänderung: Anstieg des  Wasserverbrauchs in den Neuen Bundesländern auf das Niveau der Alten Bundesländer
· Kurzfristige Preisreduzierung der Wasserentgelte um rd. 30 % in den Neuen Bundesländern

· Kurzfristige Angleichung des Einkommensverhältnisse in den Neuen Bundesländern auf das Einkommensniveau der Alten Bundesländer
Nachfolgende Abbildung zeigt die Ergebnisse der durchgeführten Variantenberechnung  im Überblick:
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Abbildung 7:
Baseline-Szenario der Wasserabgabe im Jahr 2015 im Sektor Haushalte/Kleingewerbe
Die Variantenberechnung  liefert eine Spannbreite der potenziellen  Wassernachfragemenge für den Sektor „Private Haushalte/Kleingewerbe“ im Jahr 2015, die je nach Szenario zwischen  2.790  Mill. m³ und 4.081 Mill. m³ Trinkwasser variiert.

Gegenüber dem Vergleichsjahr 2001 wäre bei Zugrundelegung des Trinkwasser​verbrauchswertes von 127 l/(E*d) (Variante 1) mit einer Stagnation bei rd. 3.811 Mill. m³ Trinkwasser auszugehen. Legt man den niedrigsten Wasserverbrauchswert von 93 l/(E*d) (Variante 2) zugrunde, wäre mit einem Absatzrückgang von rd. 991 Mill. m³ Trinkwasser 
(- 26 %) zum Jahr 2015 zu rechnen. Lediglich die Variante 3 mit einem durchschnittlichen Wasser​verbrauchswert von 136 l/(E*d) führt zu einer leicht erhöhten Trinkwassernachfrage um rd. 300 Mill. m³ (+ 8%) gegenüber dem Vergleichsjahr 2001.

Allerdings sind die in den Varianten 2 und 3 getroffenen Prämissen gegenüber der Ausgangslage im Jahr 2001 stark überzeichnet, sodass sie im Hinblick auf eine Verbrauchs​prognose für das Jahr 2015 eher spekulativen Charakter haben und lediglich im Sinne eines worst-case-Szenarios interpretiert werden können. Wahrscheinlicher ist, dass sich der Wasserverbrauch zum Jahr 2015 entsprechend der Variante 1 einstellt.

3) Allgemeine Kriterien eines Baseline-Szenarios auf Ebene der Bundesländer und der  Bearbeitungs-/ Flusseinzugsgebiete
Entsprechend der bisher dargestellten  Methodik, sollten auch die länder- bzw. fluss​gebietsbezogenen Baseline-Szenarien erstellt werden. 

Dadurch wird eine (bundes)einheitliche Darstellung sichergestellt und eine fluss​gebietsübergreifende Vergleichbarkeit ermöglicht.

Auch bei einer bundeslandbezogenen bzw. flusseinzugsgebietsbezogenen Trendvoraussage sind die folgende Größen zu ermitteln:

1) Bevölkerungsanzahl zum Jahr 2015 in den jeweiligen Bundesländern, Landkreises und Bearbeitungsgebieten:

Hierzu werden im Dezember 2003 vom Statistischen Bundesamt Wiesbaden die Ergebnisse einer  bundeslandbezogenen Bevölkerungsvorausberechnung vorliegen und danach veröffentlicht. Das Ergebnis ermittelt den Bevölkerungsstand zum Jahr 2015 für die jeweiligen Bundesländer.

Auf Ebene der Bearbeitungsgebiete sollte die regionalisierte Bevölkerungsprognose vorzugsweise auf Basis der Raumordungsprognose Bevölkerung „INKAR PRO“ des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung erfolgen.
  Hierdurch wird eine einheitliche Datenbasis auf Ebene der Bearbeitungsgebiete gewährleistet. 

Die Bevölkerungsprognose INKAR PRO berechnet für Deutschland flächendeckend auf Landkreisebene den Bevölkerungsstand bis zum Jahr 2020.
Um den Bezug zum Bearbeitungsgebiet/Flussgebiet herzustellen, ist es erforderlich den Bevölkerungsbestand von der Landkreisebene  anhand geeigneter Schlüsselgrößen auf die Gemeinde zu übertragen und im zweiten Schritt über den Gemeindeschlüssel wieder auf das Bearbeitungsgebiet hoch zu aggregieren.

2) Prognose des einwohnerspezifischen Trinkwasserverbrauchs im Sektor Haushalte/Kleingewerbe zum Jahr 2015:

Der einwohnerspezifische Trinkwasserverbrauch im Sektor Haushalte/Kleingewerbe stellt  sich von  Bundesland zu Bundesland  sehr heterogen dar.
  

Deshalb sollte in Abhängigkeit der Berichtsebene eine bundeslandbezogene- oder kreisbezogene Ermittlung des  spezifischen Trinkwasserverbrauches erfolgen.

Die Daten zum spezifischen Trinkwasserverbrauch liegen in den Statistiken zur öffentlichen Wasserversorgung  den jeweiligen Statistischen Landesämter vor. 

Des Weiteren kann auf Basis des Regionalstatistischen Datenkatalogs des Bundes und der Länder, der vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung heraus​gegeben wird, der Trinkwasserverbrauch auf Kreisebene ermittelt werden.

Gemeindebezogene Daten zum Trinkwasserverbrauch sind allerdings öffentlich nicht zugänglich. Eine gemeindebezogene Auswertung der öffentlichen Wasserstatistik kann nur durch die jeweiligen Statistischen Ländersämter erfolgen, ggfls. gegen Kostenerstattung. Hierzu sollte eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit den jeweiligen Statistischen Landesämtern erfolgen.

Die Berechnung der potenziellen Wasserabgabenmenge für das Jahr 2015 erfolgt dann analog den Ausführungen im Abschnitt 4.

Nutzungen durch private Haushalte – Bereich Abwasserbeseitigung
Für den Bereich öffentliche Abwasserbeseitigung können sich die Länder an folgendem, für das gesamte Bundesgebiet erstelltem Beispiel für die Entwicklung eines Baseline Scenarios orientieren:
1) Baseline-Szenario in  der öffentlichen Abwasserentsorgung

a) Mengengrüst  in der öffentlichen Abwasserentsorgung

i) Abwassermengenentwicklung
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Die Mengenentwicklung in der öffentlichen Abwasserreinigung in der Bundesrepublik Deutschland zeigt nachfolgende Abbildung 1 für den Zeitraum 1979 bis 2001.

Abbildung 1:
In öffentlichen Abwasserbehandlungsanlagen behandelte Abwassermengen

Im Jahr 2001 werden rd. 10.469 Mill. m³ Abwasser in 10.185 öffentlichen Abwasser​behandlungsanlagen einer biologischen Abwasserreinigung zugeführt.
 

Der Anteil des behandelten Schmutzwassers an der Jahresabwassermenge beträgt rd. 
50 Vol.-%. Die restliche Abwassermenge setzt sich aus dem sog. Fremdwasser (21 Vol.-%) sowie dem Niederschlagswasser (29 Vol.-%) zusammen.

Da die im Abwasserstrom enthaltene Niederschlagswassermenge zum Jahr 2015 nicht mit hinreichender Sicherheit abgeschätzt werden kann, scheidet eine quantitative Betrachtung dieser Größe im Baseline-Szenario aus. Das Gleiche gilt für das Fremdwasser, das der Kläranlage infolge von Kanalundichtigkeiten oder von Fehlan​schlüssen zugeleitet wird.

Aufgrund der mangelnden Prognostizierbarkeit der v.g. Größen stellt das Baseline-Szenario im Wesentlichen auf die der kommunalen Kläranlage zugeleitete  Schmutzwassermengen ab.

Bezieht man die Schmutzwassermenge auf die angeschlossene Einwohnerzahl so zeigt sich die in Abbildung 2 dargestellte Entwicklung:
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Abbildung 2:
Behandelte kommunale Schmutzwassermenge je angeschlossenen Einwohner

Die Entwicklung der einwohnerbezogenen Schmutzwasserwassermenge in Abbildung 2 zeigt 

eine rückläufige Entwicklung auf.  Im Verlauf von rd. 20 Jahren hat sich  dieser Wert  von  268 l/(E*d) auf rd. 188 l/(E*d) um rd. 30 % deutlich reduziert.

Seit 1995 stagniert die einwohnerbezogenen Schmutzwassermenge auf dem Niveau von rd. 186 l/(E*d).

Die rückläufige Schmutzwassermengenentwicklung folgt vermutlich dem  rückläufogen Trend in der Trinkwasserverbrauchsentwicklung.
 

Die Gründe für den Trinkwasserverbrauchsrückgang wurden im Baseline-Szenario für die öffentliche Wasserversorgung beschrieben. 

Des Weiteren sind für den Rückgang neben dem verstärkten Einsatz von Wasser​spartechnologien in privaten Haushalten auch die Entwicklung hin zu wassersparenden Verfahrenstechnologien im gewerblichen und industriellen Bereich, der zügige Ausbau der Kläranlagen- und Kanalnetzinfrastruktur sowie die Erhebung kosten​deckender und verursachergerechter Wasser- und Abwasserentgelte verantwortlich.

Aus dem Verlauf der bisherigen Abwassermengenentwicklung kann tendenziell bis zum Jahr 2015 von einer weiter anhaltenden Stagnation der einwohnerbezogenen Schmutz​wasserbelastung auf dem Niveau des Vergleichsjahres 2001 geschlossen werden.

Nachfolgende Abbildung 3 zeigt im Überblick die Entwicklung des  Abwasseraufkommens im Zeitraum 1979 bis 2001.
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Abbildung 3:
Entwicklung des Abwasseraufkommens im Zeitraum 1979 bis 2001 

Die Abbildung 3 zeigt den starken Zuwachs der an eine öffentliche Abwasserbehandlungs​anlagen angeschlossenen Einwohnerzahl von 49,1 Mill. Einwohnern im Jahr 1979 auf 76,7 Mill. Einwohnern im Jahr 2001.

Der Anschlussgrad an die öffentliche Abwasserbehandlung liegt im Jahr 2001 bei rd. 93 %. Der Anschlussgrad  an die öffentliche Kanalisation liegt etwas höher bei rd.  95 %.

Im Ländervergleich ergeben sich deutliche Unterschiede in der Höhe des Anschlussniveaus an die öffentliche Abwasserreinigung. Während die Alten Bundesländer in der Regel ein Anschlussniveau von über 95 % erreichen, liegt das Anschlussniveau in den Neuen Bundesländer nicht selten noch unter 80 %.

Dennoch kann bis zum Jahr 2015 von einer weiteren Steigerung des Anschlussniveaus ausgegangen werden.

Im Zeitraum zwischen 1995 und 2001 war eine durchschnittliche Steigerung der Anschlussquote von rd. 1 % p.a. zu beobachten. Würde sich diese Entwicklung fortsetzen, wäre bereits zum Jahr 2010 mit einem Anschlussgrad von rd. 99 % zu rechnen. Damit wäre schon mittelfristig ein der Wasserversorgung vergleichbares Anschlussniveau erreichbar.

Hinsichtlich der Abwassermengenbetrachtung kann beim Fremdwasser tendenziell aufgrund der fortschreitenden  Kanalneubau- und -sanierungsmaßnahmen in den nächsten Jahren von einem Mengenrückgang ausgangen werden. Ebenso können Maßnahmen zur dezentralen Niederschlagswasserversickerung, der Bau von Regenwasser​behandlungs​anlagen und Maßnahmen zur separate Ableitung von unverschmutzten Niederschlags​wasser in den Vorfluter zu einer spürbaren Reduzierung des der  kommunalen Kläranlagen zufließenden Niederschlagswassers beitragen.

b) Abwasserfrachtentwicklung in Deutschland
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Nachfolgende Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der aus öffentlichen Abwasser​behandlungsanlagen in Gewässer eingeleiteten Schmutzfrachtenmengen. Hierbei zeigt sich  im Zeitraum 1995 bis 2001 eine deutliche Frachtreduzierung, die im wesentlichen durch den Kläranlagenausbau und durch die Verbesserung der Reinigungsleistung der kommunalen Kläranlagen erreicht werden konnte.

Abbildung 4:
Entwicklung der Schadstofffrachten im Zeitraum 1995 bis 2001

Der Kläranlagenausbau in Deutschland hatte zweifellos an der  Verbesserung der  biologischen Gewässergüte in Deutschland den größten Anteil. Die CSB-Fracht konnte allein im Zeitraum 1995 bis 2001 um rd. 17 %, die Stickstofffracht um rd. 40 % die Phorphorfracht um rd. 8 % gesenkt werden.
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Bezieht man die absoluten Frachtmengen auf die angeschlossenen Einwohnerzahl, so  werden in Deutschland im  Jahr 2001 pro Einwohner und Jahr durchschnittlich  4,23 kg CSB, 1,35 kg Stickstoff und 0,12 kg Phosphor als Restschmutzbelastung den Gewässern zugeleitet.

Abbildung 5:
Entwicklung der einwohnerbezogenen Jahresfrachtmenge in Deutschland im Zeitraum
 

1995 bis 2001

c) Abwasserfrachten in den Bundesländern
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Nachfolgende Abbildung 6 zeigt  eine einwohnerbezogene Frachtmengenbilanz für die Jahre 1998 und 2001 bezogen auf die jeweiligen Bundesländer.

Abbildung 6:
Einwohnerbezogene Jahresfrachtmengen bezogen auf die  Bundesländer im Jahr 2001

Hierbei zeigen sich länderbezogen deutliche Unterschiede in der Höhe der einwohner​bezogenen Schmutzfrachtbelastung. Beispielsweise weist im Jahr 2001 das Saarland die höchste einwohnerbezogene Stickstoffbelastung mit 1,96 kg / (EW*a) und Niedersachsen mit 0,62 kg /(EW*a) die niedrigste Quote bei den Flächenstaaten auf.

Die Spannbreiten ergeben sich auf der Grund der unterscheidlichen Einleiteregelungen für die kommunalen Kläranlagen, welche auch immisionsbezogenen Randbedingungen der Vorfluter berücksichtigen müssen.

Allerdings weist der Rückgang des Medians, der Maxima- und Minima-Werte und die abnehmende Spannweitenbreite zwischen 1998 und 2001 auf einen weiter anhaltenden rückläufigen Trend beim Schmutzfrachtbelastungsniveau hin.

d) Abwasserpreise
Die durchschnittliche Abwassergebühr in Deutschland beträgt im Jahr 2002 bei An​wendung des Frischwassermaßstabes 2,24 EUR/m³.

Bei Anwendung des gesplitteten Maßstabes beträgt der durchschnittliche Gebührensatz im Jahr 2002 für das Schmutzwasser 1,88 EUR/m³ und für das Niederschlagswasser 0,88 EUR pro Quadratmeter versiegelte Fläche.

In  Deutschland erfolgt mittlerweie die Gebührenermittlung überwiegend (zu 60%) nach dem  gesplitteten Gebührenmaßstab, d.h. über eine getrennte Schmutz- und Regen​wassergebühr. Der gesplittete Gebührenmaßstab dient einer verursachergerechteren Zuordnung der mit der Abwasserreinigung und –ableitung verbundenen Investitions- und Betriebskosten. 

Die Größe „versiegelte Fläche“ als Bemessungsmaßstand für die Regenwassegebühr kann eine gewisse Anreizwirkung hinsichtlich der Vermeidung von weiteren Flächenver​siegelungen bewirken . Bei entsprechender Ausgestaltung könnte sie sogar als preis​politisches Lenkungsinstrument für Flächenentsiegelungsmaßnahmen dienen.

In ländlichen Entsorgungsgebieten (< 10.000 Einwohner) erfolgt die Gebührenermittlung allerdings noch überwiegend auf Basis des Frischwassermaßstabes.

2) Bestimmungsgrößen für das Baseline-Szenario in der öffentlichen Abwasserbeseitigung

a) Sozio-ökonomische Bestimmensgrößen

Grundlage für die Erstellung des Baseline-Szenarios bilden nachfolgende sozio-ökonomische Bestimmungsgrößen:

· Die im Jahr 2015 an eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage angeschlossene Einwohnerzahl

· Die durchschnittliche einwohnerspezifische Schmutzwasserbelastung zum Jahr 2015 für die Parameter CSB, Stickstoff (anorganisch) und Phosphor.

Die potenzielle Schmutzfrachtbelastung wird durch Multiplikation dieser Größen ermittelt.

i) Ermittlung der im Jahr 2015 an die öffentliche Abwasserbehandlung angeschlossene Einwohneranzahl

Die Bestimmung des Bevölkerungsstandes zum Jahr 2015 erfolgt auf Basis der „10. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung“ des Statistischen Bundesamtes.

In der v.g. Studie werden für die Abschätzung des Bevölkerungsstandes verschiedene Varianten untersucht:

Je nach Varainte ergibt sich eine Bandbreite des Bevölkerungsstandes zum Jahr 2015 zwischen 81,1733 Mill. (Variante 1, niedrigster Bevölkerungsstand), 83,0515 Mill. (Variante 2, mittlerer Bevölkerungsstand) und 83,6515 Mill. (Variante 3, höchster Bevölkerungsstand). 

Zum Vergleich liegt der Bevölkerungsstand in Deutschland zum Stichtag 31.12.2002 bei 82,5223 Mill. Einwohnern.

Dem Baseline-Szenario wird die Varainte 2 mit 83,0515 Mill. Einwohnern zugrunde gelegt. 

Für 2015 wird bei der öffentlichen Abwasserbehandlung ein Anschlussgrad von 98 % unterstellt.

Dies bedeutet, dass im Jahr 2015 die voraussichtliche Anzahl der an die öffentliche Abwasserbehandlung angeschlossenen Einwohner auf rd. 81,39 Mill. Einwohner (83,0515 Mill. Einwohner * 0,98) abgeschätzt werden kann. Gegenüber 2001 wäre dies ein Zunahme um  rd. 4,8 Mill. Einwohner.

ii) Bestimmung der jährlichen einwohnerspezifischen Schmutzfracht im Jahr 2015

Für die Bestimmmung der nach der biologischen Abwasserbehandlung in die Vorfluter eingeleitete Schmutzfrachtbelastung werden ausgehend vom Schmutzfrachtniveau des Vergleichsjahres 2001 drei Varianten untersucht. Die den Varianten unterstellten Prämissen sind in der Abbildung 7 im Überblick dargestellt.
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Abbildung 7:
Prämissen der Varianten 1 bis 3 im Baseline-Szenario
Die Methodik der Variantenbeschreibung folgt der Szenario-Technik. Hierbei steht nicht die Ermittlung von Eintrittswahrscheinlichkeiten im Vordergrund, sondern es werden mögliche Zukunftsszenarien beschrieben. Damit werden künftige Entwicklungen transparent dargestellt, was bei auftretenden Abweichungen ein frühzeitiges flexibles Reagieren ermöglicht.

· Variante 1 unterstellt für das Jahr 2015 einen Anschlussgrad von 98 %. Die einwohnerbezogene Schmutzfrachtbelastung bleibt auf dem Niveau von 2001 konstant. Präferenzänderung bezüglich der Abwasserenstehung werden ausgeschlossen. Auch bleiben Preissteigerungen unterhalb Inflationsrate konstant.

· Variante 2 unterstellt  bei den betrachteten Parametern CSB, Stickstoff und Phorphor eine Frachtreduzierung um 10 %. Dies bedeutet auch künftig ein kontinuierlicher Ausbau der Kläranlagen mit Reinigungsstufen zur Stick​stoffelimination sowie Verfahrens​stufen zur Phosphoreliminierung bei Anlagengrößen > 10.000 EGW. Preiseffekte blieben unberücksichtigt.

· Variante 3 unterstellt bei den betrachteten Paramtern CSB, Stickstoff und Phosphor eine Frachtreduzierung um rd. 20 %. Dies bedeutet auch künftig ein kontinuierlicher Ausbau der Kläranlagen mit Reinigungsstufen zur Stickstoffelmination  sowie Verfahrensstufen zur Phosphorelemination bei Anlagengrößen > 2.000 EGW. Preiseffekte bleiben unberücksichtigt.

Nachfolgende Abbildungen 8 und 9 zeigen die Frachtentwicklungen für die Parameter Stickstoff, CSB und Phosphor im Zeitraum 1995 bis 2001. Die beobachteten Fracht​rückgänge unterstützen dieden Varianten unterstellen Prämissen zu den Frachtminderungsraten.
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Abbildung 8:
Entwicklung der CSB- und Nitratfracht im Zeitraum 1995 bis 2001

Abbildung 9:
Entwicklung Phosphorfracht im Zeitraum 1995 bis 2001
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Die Frachtmengenbelastung zum Jahr 2015 erhält man durch Multiplikation der im Jahr 2015 an eine öffentliche Abwasserbehandlungsanlage angeschlossenen Einwohnerzahl sowie deren einwohnerspezfischen jährliche Schmutzfrachtbelastung.

b) Ergebniss des Baseline-Szenarios im Variantenvergleich

Nachfolgende Tabelle zeigen das Ergebniss des Basline-Szenarios im Variantenvergleich.
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Abbildung 10:
 Ergebnis des Baseline-Szenarios im Variantenvergleich
Bei der Variante 1 wäre aufgrund der Erhöhung des Anschlussgrades mit zusätzlich rd. 4,8 Mill. Einwohnern  tendenziell mit einer Zunahme der Frachtbelastung zu rechnen. Dies impliziert, dass das Reinigungsniveau der Kläranlagen auf dem Stand von 2001 verbleibt. In diesem Falle kann eine weitere Frachtrückgang nur durch einen fortschreitenden  Kläranlagenausbau mit den entsprechenden Reinigungsstufen  erreicht werden. Variante 2 würde zu einer Frachtreduzierung um rd. 5 % und Variante 3 um rd. 15 % gegenüber dem Vergleichjahr 2001 führen. 

[image: image18.emf]324.772

344.280

309.852

275.424

0

50.000

100.000

150.000

200.000

250.000

300.000

350.000

400.000

2001 Variante 1 Variante 2 Variante 3

CSB-Fracht in Tonnen

Nachfolgende Abbildungen zeigen die berechneten Frachtmengen der einzelnen Varianten:

Abbildung 11:
Baseline-Szenario der Frachtentwicklung im Jahr 2015 für den Parameter CSB
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Abbildung 12: 
Baseline-Szenario der Frachtentwicklung  im Jahr 2015 für den Parameter Stickstoff
 

(anorganisch)
Abbildung 9:
Baseline-Szenario der Frachtentwicklung im Jahr 2015 für den Parameter Gesamt-Phosphor
[image: image20.emf]9.013

9.767

8.790

7.813

0

2.000

4.000

6.000

8.000

10.000

12.000

2001 Variante 1 Variante 2 Variante 3

Phosphorfracht in Tonnen


3) Allgemeine Kriterien eines Baseline-Szenarios auf Ebene der Bundesländer und der Bearbeitungs-/Flusseinzugsgebiete
Entsprechend der bisher dargestellten Methodik können auch länder- bzw. bearbeitungsgebiets- oder flussgebietsbezogene Baseline-Szenarien erstellt werden.

Mit einer einheitlichen Methodik wird eine (bundes)einheitliche Darstellung sichergestellt und eine flussgebietsübergreifende Vergleichbarkeit ermöglicht.

Die für das Baseline-Szenario zu ermittelnden Größen können auf Ebene der Bundesländer und der Bearbeitungsgebiete wie folgt ermittelt werden:

3) Bevölkerungsanzahl zum Jahr 2015 in den jeweiligen Bundesländern, Landkreises und Bearbeitungsgebieten:

Auf Ebene der Bearbeitungsgebiete sollte die regionalisierte Bevölkerungsprognose vorzugsweise auf Basis der Raumordungsprognose Bevölkerung „INKAR PRO“ des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung erfolgen.
  Hierdurch wird eine einheitliche Datenbasis auf Ebene der Bearbeitungsgebiete gewährleistet. 

Die Bevölkerungsprognose INKAR PRO berechnet für Deutschland flächendeckend auf Landkreisebene den Bevölkerungsstand bis zum Jahr 2020.
Um den Bezug zum Bearbeitungsgebiet/Flussgebiet herzustellen, ist es erforderlich den Bevölkerungsbestand von der Landkreisebene  anhand geeigneter Schlüsselgrößen auf die Gemeinde zu übertragen und im zweiten Schritt über den Gemeindeschlüssel wieder auf das Bearbeitungsgebiet hoch zu aggregieren.
4) Prognose der einwohnerbezogenen Schmutzfrachtbelastung zum Jahr 2015:

Die einwohnerbezogene Schmutzfrachtbelastung stellt sich von Bundesland zu Bundesland sehr heterogen dar.

Deshalb sollte in Abhängigkeit der Berichtsebene eine bundeslandbezogene- oder kreisbezogene Ermittlung der Schmutzfrachtbelastung erfolgen.

Die Daten zur bundeslandbezogenen Schmutzfrachtbelastung können aus den Lageplänen abgeleitet werden, die gemäß Artikel 16 der EG-Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser für jedes Bundesland für die Jahre 1998, 2000 und 2002 vorliegen.

Des Weiteren liegen auf Bundesebene Schmutzfrachtstatistiken für die Jahre 1998 und 2001 bis zur 2-stelligen Gebietskennziffer (WEG-Ziffer) vor. Allerdings wurde seitens des Statistischen Bundesamtes bisher von einer Veröffentlichung der Daten abgesehen. Insofern müssten die Daten direkt beim  Statistischen Bundesamt, Zweigstelle Bonn,  bzw. von den Statistischen Landesämter angefordert werden.

Die Berechnung der potenziellen Schmutzfracht für das Jahr 2015 erfolgt dann analog den Ausführungen des Kapitels 3 durch Multiplikation der an eine öffentliche Abwasserreinigungsanlage angeschlossenen Einwohnerzahl und deren einwohnerspezifischen Schmutzfrachtbelastung.

zu 5.3.1) Kosten der Wasserdienstleistungen, Kostendeckung

In der LAWA-Arbeitshilfe wird darauf verwiesen, dass die Länder keine eigenen Berechnungen zur Kostendeckung durchführen müssen. Vielmehr kann auf die Ergebnisse der Pilotprojekte (Mittelrhein, Lippe, Leipzig) verwiesen werden. Die Pilotprojekte sind nunmehr abgeschlossen, und es wird folgender Text zur Übernahme in die Berichte zur ökonomischen Analyse empfohlen (sofern keine eigenen Berechnungen zur Kostendeckung durchgeführt werden):
Die Kostendeckung der Wasserdienstleistungen
Die Frage der Kostendeckung wird in Art. 9 der EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) aufgeworfen:

„ Die Mitgliedstaaten berücksichtigen unter Einbeziehung der wirtschaftlichen Analyse gemäß Anhang III und insbesondere unter Zugrundelegung des Verursacherprinzips den Grundsatz der Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener Kosten.“

Die Definition von Wasserdienstleistungen
Bei der Betrachtung der Kostendeckung ist zunächst der Begriff der Wasserdienstleistungen festzulegen. In Deutschland werden folgende Leistungen als Wasserdienstleistungen verstanden:

a) öffentliche Wasserversorgung (Anreicherung, Entnahme, Aufbereitung, Speicherung und Druckhaltung, Verteilung, Betrieb von Aufstauungen zum Zwecke der Wasserversorgung),

b) kommunale Abwasserbeseitigung (Sammlung, Behandlung, Einleitung von Schmutz- und Niederschlagswasser in Misch- und Trennsystemen).

Leistungen, die von den Nutzern selbst durchgeführt werden, sind in den Fällen zu berücksich​tigen (als Wasserdienstleistungen zu qualifizieren), in denen sie einen signifikanten (erhebli​chen) Einfluss auf die wasserwirtschaftliche Bilanz haben:
· industriell-gewerbliche Wasserversorgung (Eigenförderung),

· landwirtschaftliche Wasserversorgung (Beregnung),

· industriell-gewerbliche Abwasserbeseitigung (Direkteinleiter).

Aufstauungen zu Zwecken der Elektrizitätserzeugung und Schifffahrt sowie alle Maßnahmen des Hochwasserschutzes fallen nicht unter die Definition der Wasserdienstleistungen, können aber ggf. Wassernutzungen darstellen.
Die Berechnung der Kostendeckung
In Deutschland wurde die Kostendeckung der Wasserdienstleistungen in drei Pilotprojekten untersucht. Die Pilotgebiete waren:

· Bearbeitungsgebiet Mittelrhein

· Teileinzugsgebiet Lippe

· Regierungsbezirk Leipzig

Die ausgewählten Pilotgebiete sind unterschiedlich strukturiert und vermögen daher repräsentative Daten für das gesamte Bundesgebiet zu liefern. Tabelle 1 liefert einige Strukturdaten zur Übersicht:

	
	Mittelrhein
	Lippe
	Leipzig

	Fläche (km²)
	14.394
	4.882
	4.386

	Anzahl der Einwohner (in Mio.)
	3,133
	1,847
	1,086

	Anzahl der untersuchten Wasserversorger
	269
	22
	9

	Anzahl der untersuchten Abwasser-entsorger
	382
	79
	36


Tabelle 1: Struktur der Pilotgebiete
Nicht nur die unterschiedliche Struktur der Pilotgebiete, sondern auch die Gesetzeslage in Deutschland rechtfertigt ein exemplarisches Vorgehen bei der Untersuchung der Kostendeckung. Gemäß den Gemeindeordnungen der Länder gehört die öffentliche Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung zu den Selbstverwaltungsaufgaben der Gemeinden. Für die Gebührenkalkulation der Abwasserentsorgung und des überwiegenden Teiles der Wasserversorgung gelten die Gemeindeordnungen und die Kommunalabgabengesetze der Bundesländer. Die Gemeinden sind gemäß den Gemeindeordnungen dazu verpflichtet, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Einnahmen soweit vertretbar und geboten aus Entgelten für ihre Leistungen zu beschaffen. Dieser Einnahmebeschaffungsgrundsatz hat zur Folge, dass die Kommunen für die ihnen obliegenden Aufgaben Gebühren nach dem jeweiligen Kommunalabgabengesetz des Landes erheben müssen. 

Die Kommunalabgabengesetze der Länder schreiben vor, dass die den Benutzungsgebühren zugrunde liegenden Kosten nach den betriebswirtschaftlichen Grundsätzen für Kostenrechnungen zu ermitteln sind. Dabei gilt das Kostendeckungsprinzip, wonach das Gebührenaufkommen die voraussichtlichen Kosten der Einrichtung nicht übersteigen (Kostenüberschreitungsverbot) und in den Fällen der Pflichtgebühren in der Regel decken soll (Kostendeckungsgebot).

Demgemäß müsste die Kostendeckungsrate in gesamt Deutschland um etwa 100 % liegen. 

Die Pilotprojekte dienen dazu, diese These zu überprüfen. Zur Ermittlung der Kostendeckung wurden jeweils unterschiedliche Methoden angewandt. Aus den Erfahrungen mit diesen verschiedenen Methoden sollen Rückschlüsse für die zukünftige detailliertere Analyse der Kostendeckung gezogen werden. Die jeweiligen Vorgehensweisen sind in Tabelle 2 aufgezeigt.

	
	Mittelrhein
	Lippe
	Leipzig

	Vorgehensweise bzgl. der Datenerhebung
	Erhebung statistischer Daten 
	Erhebung statistischer Daten mit zusätzlicher Plausibilitätsprüfung.
	Primärerhebung mittels Befragung der Unternehmen


Tabelle 2: Methodiken in den Pilotprojekten
Im Bearbeitungsgebiet Mittelrhein wurde ausschließlich auf bereits vorhandenes Datenmaterial zurückgegriffen. Dieses besteht vorwiegend aus Daten der statistischen Landesämter. Die Verwendung statistischer Daten bergen jedoch den Nachteil, dass Angaben von Betrieben mit kameralistischem Rechnungswesen und mit betriebswirtschaftlichem Rechnungswesen vermischt werden. Während bei der Kameralistik  Einnahmen und Ausgaben betrachtet werden, stehen bei der betriebswirtschaftlichen Kostenrechnung andere Kostengrößen, nämlich Erträge und Kosten, im Mittelpunkt. Eine Addition dieser unterschiedlichen Kostengrößen ist aus betriebswirtschaftlich-wissenschaftlicher Sicht zwar nicht korrekt, ist aber für das Ziel der Abschätzung der Kostendeckung im Rahmen der ersten Bestandsaufnahme ein gangbarer Weg. 

Allerdings ist durch die Plausibilitätsprüfung im Rahmen des Lippe-Projektes deutlich geworden, dass die statistischen Daten nicht immer der gewünschten Qualität entsprechen. Dieser Nachteil wurde im Pilotgebiet Leipzig umgangen, indem die Kostendeckung mittels einer Primärerhebung (Befragung der Unternehmen) untersucht wurde. Jedoch musste hier ein erheblicher Aufwand in Kauf genommen werden, um an auswertbare Ergebnisse zu gelangen.

Die Ergebnisse der Berechnungen in den drei Pilotgebieten zeigt Tabelle 3:

	
	Mittelrhein
	Lippe
	Leipzig

	Kostendeckungsgrad Wasserversorgung (%)
	98,5 (Hessen)

100,9 (Rhl.-Pfalz)
	103,3
	101,1

	Kostendeckungsgrad Abwasserbeseitigung (%)
	89,0 (Hessen)

96,3 (Rhl.-Pfalz)
	102,8
	94,0


Tabelle 3: Kostendeckungsgrade
Insgesamt fällt auf, dass die Kostendeckung im Abwasserbereich niedriger ist als in der Wasserversorgung. Dies kann auf die aufwändigere Instandhaltung und Sanierung des Kanalnetzes sowie, vor allem in Ostdeutschland, auf den Neubau von Kläranlagen zurückgeführt werden.

Aufgrund der Vorkalkulation der Gebühren kommt es zu keinem 100 %igen Kostendeckungsgrad. Unter- bzw. Überdeckungen werden in das nächste Geschäftsjahr vorgetragen, einige Betriebe gleichen solche Vorkommnisse über die allgemeine Rücklage aus, andere zahlen Überdeckungen auch zurück.

Analyse der Bestandteile der Kostendeckungsberechnung incl. der Subventionen
Obwohl sich die Vorgehensweisen in den drei Pilotgebieten im Einzelnen unterscheiden, lassen sich folgende gemeinsame Bestandteile bei der Berechnung der Kostendeckung identifizieren:

· Erträge und Einnahmen:

· Gebühren, Umsatzerlöse

· Erstattung von Ausgaben des Verwaltungshaushaltes

· sonstige Betriebseinnahmen

· Zahlungen von Zweckverbänden und dgl.

· sonstige Einnahmen

Im Pilotprojekt Leipzig wurden nur die Einnahmen aus Mengenentgelt und die Einnahmen aus dem Grundpreis abgefragt (Umsatzerlöse).

Zu den Einnahmen zählen in der Statistik auch die Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen (Subventionen). Diese sind in die Berechnung der Kostendeckung nicht eingeflossen.

· Kosten und Ausgaben:

· Personalkosten

· Materialkosten

· sonstige Betriebskosten / Ausgaben

· kalkulatorische Kosten

· Abschreibungen

· Zinsen

· Zahlungen an Zweckverbände bzw. an öffentliche und Wirtschaftsunternehmen

Im Pilotprojekt Leipzig wurden nur die Gesamtkosten, aufgeteilt in Betriebskosten und kalkulatorische Kosten, abgefragt.

Obwohl für die Berechnung der Kostendeckungsgrade gleiche Kostenbestandteile erhoben wurden, verbergen sich hinter den einzelnen Begriffen einige Unterschiede. Dies betrifft vor allem die kalkulatorischen Kosten, die etwa 50 % der Gesamtkosten ausmachen. Beispielsweise sind in einigen Bundesländern als Abschreibungsgrundlage die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten vorgeschrieben. In anderen Bundesländern haben die Unternehmen die Wahl, auch auf den Wiederbeschaffungswert abzuschreiben. In einigen Bundesländern ist eine lineare Abschreibung vorgeschrieben; in anderen Bundesländern sind lediglich „angemessene“ Abschreibungssätze vorgesehen. Auch die Regelungen zu den Abschreibungen der zuschussfinanzierten Anlagenteile sind in den Bundesländern unterschiedlich. 

Bei der Verzinsung des Anlagenkapitals stehen grundsätzlich auch die Alternativen der Herstellungskosten und des Wiederbeschaffungswertes als Basis der Bemessung zur Verfügung. Dabei soll das Kapital „angemessen“ verzinst werden, was wiederum einen Auslegungsspielraum birgt. Eigen- und Fremdkapital können, müssen aber nicht einheitlich verzinst werden.

Bezüglich der Erhebung der Subventionen ergibt sich ein besonderes Problem: Ein Teil der Subventionen sind unter der Rubrik „Zuweisungen/Zuschüsse für Investitionen“ aus der Statistik zu entnehmen. Diese können bei der Berechnung der Kostendeckung extrahiert werden.  Ein anderer Teil der Subventionen ist aber der Statistik nicht zu entnehmen, da sie entweder im Vermögenshaushalt verbucht werden (bei Betrieben mit kameralem Rechnungswesen) oder die Zuwendungen eine entsprechende Reduzierung der Investitionen bedingen (Passivierung). 

Eine besondere Situation bezüglich der Subvention von Investitionen besteht gegenwärtig noch in den neuen Bundesländern. Auf Grund des desolaten Zustandes der gesamten Infrastruktur werden seit 1991 erhebliche Fördermittel, insbesondere auch EU-Fördermittel aus dem Infrastruktur-Programm EFRE, für den Bau und die Erneuerung von Trinkwasser- und Abwasseranlagen bereitgestellt. Der Fördermitteleinsatz ist in den letzten Jahren stark rückläufig, so dass in absehbarer Zeit eine Annäherung an das Niveau der alten Bundesländerzu erwarten ist.

Insgesamt sind die Subventionen im letzten Jahrzehnt deutlich reduziert worden, stellen aber immer noch ein Instrument der Gebührenbeeinflussung dar. Jedoch beeinflussen die Subventionen die Gebühren nicht so stark wie die Gestaltungsspielräume innerhalb der kalkulatorischen Kosten. Bei den im Rahmen des Lippe-Projektes befragten Betrieben machten die Subventionen zwischen 0 und 1,8 % des Umsatzes aus.

Zukünftige Vorgehensweise
Im Rahmen der ersten Bestandsaufnahme wurde auf eine flächendeckende Berechnung der Kostendeckung in den Flussgebieten aus bereits erwähnten Gründen verzichtet. Die Kostendeckung wurde in den drei Pilotgebieten berechnet und deren Kostenbestandteile genauer analysiert. 

Zukünftig (nach der ersten Bestandsaufnahme) soll die wirtschaftliche Analyse verfeinert und bestehende Datenlücken geschlossen werden. Dabei ist auch die Berechnung der Kostendeckung – incl. der Umwelt- und Ressourcenkosten - in den einzelnen Flussgebieten durchzuführen.

Zu diskutieren wäre, wie die zukünftige Erhebung der für die Berechnung notwendigen Daten erfolgen soll. Denkbar wäre in Zusammenarbeit mit den statistischen Ämtern eine Modifizierung der Datenerhebung herbeizuführen, um genauere Angaben zu den einzelnen Kostenarten und den Subventionen zu erhalten. Dies würde allerdings in einen entsprechenden Erhebungsmehraufwand der betroffenen Unternehmen münden. Alternativ könnte eine Subventionsberichterstattung aufgebaut werden, die sich auf den Anteil der Kostendeckung konzentriert, der nicht von den Nutzern erbracht wird. Eine Primärerhebung wie im Leipzig-Projekt wird aufgrund des zu großen Aufwands nicht möglich sein.“
zu 5.3.2) Umwelt- und Ressourcenkosten
Eine vollständige Abbildung von Umwelt- und Ressourcenkosten ist im Rahmen der ersten Bestandsaufnahme noch nicht möglich. Jedoch können bereits internalisierte Umwelt- und Ressourcenkosten dargestellt werden. Die Darstellung kann wie folgt aussehen (am Beispiel Hessens):

Darstellung der internalisierten Umwelt- und Ressourcenkosten am Beispiel Hessen
Gemäß Art. 9 der EU-WRRL sind die Kostendeckungsgrade der Wasserdienstleistungen zu ermitteln. Dabei sollen nicht nur die betriebswirtschaftlichen Kosten (financial costs), sondern auch umwelt- und ressourcenbezogene Kosten Berücksichtigung finden.

Umwelt- und Ressourcenkosten können folgendermaßen definiert werden:

Umweltkosten sind "[...] Kosten für Schäden, die der Wasser​verbrauch
 für Umwelt, Ökosysteme und Personen mit sich bringt, die die Umwelt nutzen (z. B. durch Verschlechterung der ökologischen Qualität von aquatischen Ökosystemen oder die Ver​salzung oder qualitative Verschlechterung von Anbauflächen)."

Ressourcenkosten sind "[...] Kosten für entgangene Möglichkeiten, unter denen andere Nutzungszwecke infolge einer Nutzung der Ressource über ihre natürliche Wiederherstellungs- oder Erholungsfähigkeit hinaus leiden (z.B. in Verbindung mit einer übermäßigen Grundwasserentnahme)"
 oder einer Kühlwasserentnahme und Wiedereinleitung. Darüber hinaus können Ressourcenkosten auch bei einer Verknappung durch Verschmutzung entstehen, wenn dadurch eine Knappheit an Wasser mit ausreichender Qualität entsteht.
Diese zwei Kostenarten sind aufgrund ihrer Definitionen wissenschaftlich abgrenzbar. In der Praxis wird eine genaue Abgrenzung kaum möglich sein, weswegen eine Unterscheidung dieser Kostenarten nicht vorgenommen wird. Umwelt- und Ressourcenkosten können als Begriffspaar verwendet werden, welche die gesamten externen Effekte der Wasserdienstleistungen beinhalten.

Trotz dieser Vereinfachung wird eine genaue Ermittlung von Umwelt- und Ressourcenkosten bis 2004 nicht möglich sein. Dennoch können bereits internalisierte Umwelt- und Ressourcenkosten dargestellt werden. Eine Internalisierung findet z.B. durch Auflagen in wasserrechtlichen Bescheiden für Vorsorge- und Ausgleichsmaßnahmen sowie über verschiedene Abgabesysteme statt.

In Hessen wird zumindest ein Teil der Umwelt- und Ressourcenkosten internalisiert duch:

1. die Abwasserabgabe, 

2. die naturschutzrechtliche Ausgleichsabgabe.

Im Folgenden wird auf die einzelnen Abgabesysteme genauer eingegangen. Das Bezugsjahr für die Erläuterungen ist das Jahr 2001.

1) Abwasserabgabe:
a) Grundlage: Die Höhe der zu entrichtenden Abwasserabgabe richtet sich nach dem Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) in Verbindung mit dem Hessischen Ausführungsgesetz zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG). Für das Einleiten von Abwasser (Schmutz- und Niederschlagswasser) in ein Gewässer ist gemäß § 1 AbwAG eine Abgabe zu erbringen. Diese Abgabe ist durch Bundesgesetz geregelt und wird durch die Länder erhoben. Die Abwasserabgabe richtet sich nach der Schädlichkeit des Abwassers, die unter Zugrundelegung der oxidierbaren Stoffe, des Phosphors, des Stickstoffs, der organischen Halogenverbindungen, der Metalle Quecksilber, Cadmium, Chrom, Nickel, Blei, Kupfer und ihrer Verbindungen sowie der Giftigkeit des Abwassers gegenüber Fischen nach der Anlage zum AbwAG in Schadeinheiten bestimmt wird. Als Grundlage für die Ermittlung der Schadeinheiten dient der die Abwassereinleitung zulassende Bescheid. Das Aufkommen der Abwasserabgabe ist für Maßnahmen, die der Erhaltung oder Verbesserung der Gewässergüte dienen, zweckgebunden.

b) Abgabesatz: Der Abgabesatz beträgt für jede Schadeinheit seit 1. Januar 1997 70 DM (35,79 €) im Jahr. Der Abgabesatz ermäßigt sich außer bei Niederschlagswasser und bei Kleineinleitungen um die Hälfte für die Schadeinheiten, die nicht vermieden werden, obwohl 

      1.der Inhalt des Bescheides nach § 4 Abs. 1 AbwAG oder die Erklärung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 AbwAG mindestens den von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegten Anforderungen nach § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes entspricht und 

      2. die Anforderungen von der Bundesregierung mit Zustimmung des Bnudesrates festgelegten         Anforderungen nach § 7a des Wasserhaushaltsgesetzes im Veranlagungszeitraum eingehalten werden. 

 Im Falle einer Erklärung nach § 4 Abs. 5 AbwAG berechnet sich die Ermäßigung nach dem erklärten Wert, wenn der Bescheid im Anschluss an die Erklärung an den erklärten Wert angepasst wird und dieser die Voraussetzungen des  Absatzes 5 erfüllt.
c) Aufkommen aus der Abgabe: Im Jahr 2001 belief sich die entrichtete Abwasserabgabe auf insgesamt 41.224.843,07 €. Eine Unterteilung nach verschiedenen Abwassereinleitern ist aufgrund der Datenlage nicht möglich.

d) Verwendung: Die Abwasserabgabe wird für Maßnahmen, die der Erhaltung oder Verbesserung der Gewässergüte dienen, verwendet sowie der durch den Vollzug entstehende Verwaltungsaufwand gedeckt.

Im Jahr 2001 wurden die Ausgaben aus der Abwasserabgabe für folgende Maßnahmen verwendet:

· Fördermaßnahmen – Bereich Abwasser:

· Zuschüsse/Zuweisungen zum Bau von Abwasseranlagen und für sonstige Maßnahmen zur Verbesserung der Gewässergüte an Gemeinden und Gemeindeverbände

· Zuweisungen für Investitionen an Zweckverbände, Wasser- und Bodenverbände

· Zuschüsse für laufende Zwecke an öffentliche Einrichtungen (z.B. Aus- und Fortbildung des Betriebspersonals von Abwasseranlagen, Aufbau gemeinsamer Messstationen, Kostenbeteiligung an dem Projekt „Gewässernachbarschaften“)
· Maßnahmen des Landes im Bereich Abwasser:

· Veröffentlichungen, Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Fachbroschüren zur WRRL und zum Ausbau von Abwasseranlagen)
· Kosten für Planungen, Untersuchungen und sonstige Dienstleistungen (z.B. Gutachten zur Forschung sowie Entwicklung und wissenschaftliche Begleitung von Anlagen oder Verfahren zur Verbesserung der Gewässergüte)
· Maßnahmen in und an Gewässern zur Beobachtung und Verbesserung der Gewässergüte sowie zur Gewässerunterhaltung

· Zuweisungen zu Investitionen für gemeinsame Messstationen der Länder
· Sonstige Zuweisungen und Erstattungen an Länder (insbesondere für die Verwaltungskostenvereinbarung zwischen Hessen und Rheinland-Pfalz für Leistungen im Rahmen der konzeptionellen Umsetzung der EU-WRRL)
· Verwaltungsaufwand: Erstattungen an die Investitionsbank Hessen für die Dienstleistungen zum Vollzug des AbwAG

· Finanzierung anderer Bereiche (z.B. Personal- und Sachaufwand sowie Laborkosten für die Untersuchung von Oberflächengewässern und Abwässern)
2) naturschutzrechtliche Ausgleichsabgabe
a) Grundlage: Die Entrichtung und die Höhe der Ausgleichsabgabe richtet sich nach dem Hessischen Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Hessisches Naturschutzgesetz -   HENatG) in Verbindung mit der Ausgleichsabgabenverordnung (AAV). Ziel des Naturschutzgesetzes ist gemäß § 1 Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, dass              1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts,
2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter,
           3. die Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume             sowie
           4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und              Landschaft 

auf Dauer gesichert sind.
Es sind jedoch u. U. Eingriffe in den Naturhaushalt notwendig, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können (z.B. das Entwässern von Flächen und das dauerhafte Absenken des Grundwasserspiegels können die Lebensbedingungen für Tiere oder Pflanzen nachhaltig beeinträchtigen).

Werden diese Eingriffe genehmigt, kann der Verursacher Ersatzmaßnahmen anbieten (z.B. Infiltrationsmaßnahmen bei Grundwasserentnahme). 

Werden Eingriffe genehmigt, die nicht oder nicht vollständig ausgeglichen werden können und bei denen die Verursacher keine geeigneten oder ausreichenden Ersatzmaßnahmen anbieten, ist Ersatz in Geld zu leisten (Ausgleichsabgabe).

Von der gesamten naturschutzrechtlichen Ausgleichsabgabe ist nur ein kleiner Teil von wasserwirtschaftlicher Relevanz.

b) Abgabesatz: Die Ausgleichsabgabe bemisst sich nach den festgestellten durchschnittlichen Aufwendungen für Ersatzmaßnahmen. Dazu wird das Eingriffsgebiet bewertet und mit Wertpunkten versehen (gem. Anlage 1 und 2 zur AAV). Die durchschnittlichen Aufwendungen für Ersatzmaßnahmen betragen 0,62 Deutsche Mark  (0,32 €) je Wertpunkt.
c) Aufkommen aus der Abgabe: Über die genaue Höhe der Einnahmen aus der Ausgleichsabgabe liegen keine Daten vor.

d) Verwendung: Die Ausgleichsabgabe wird zur Erreichung der Ziele des Naturschutzes eingesetzt. Über die genaue Verwendung der Ausgleichsabgabe liegen keine Daten vor.

weitere Abgaben und Zahlungen, die in anderen Bundesländern relevant sein könnten:

z.B. Wasserentnahmeentgelte:
a) Grundlage: 




ist von den Bundesländern, die diese
b) Abgabensätze: 
Entgelte erheben, mit Informationen
c) Aufkommen aus der Abgabe: 
zu füllen.
d) Verwendung: 

zu 5.3.3) Beitrag der Wassernutzungen zur Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen

Gemäß der WRRL ist der Beitrag der Wassernutzungen zur Kostendeckung der Wasserdienstleistungen, zumindest aufgeschlüsselt nach privaten Haushalten, Landwirtschaft und Industrie, aufzuzeigen. Durch die Leistung eines angemessenen Beitrages der Wassernutzungen soll die Berücksichtigung des Verursacherprinzips gewährleistet werden.

Für die Darstellung dieser Beiträge muss folgende Verbindung zwischen Wassernutzungen und Wasserdienstleistungen näher beleuchtet werden: Durch Einträge der Wassernutzungen (z.B. Einträge durch Punktquellen, diffuse Einträge) entstehen den Wasserdienstleistungen Kosten. Es ist zu untersuchen, ob bzw. wie diese Kosten durch die jeweiligen Wassernutzungen gedeckt werden. Daher ist auf die einzelnen Zahlungsströme einzugehen.

Die Deckung der Kosten durch Einträge aus Punktquellen wird durch Abwasserabgaben gedeckt. Die Darstellung der Deckung der Kosten, welche durch diffuse Einträge entstehen, ist erheblich schwieriger und bis 2004 noch nicht leistbar. Daher sollte in den bis 2004 zu erstellenden Bericht zur ökonomischen Analyse folgende Aussage aufgenommen werden:

„Bis 2004 können noch keine konkreten Aussagen über den Beitrag der Wassernutzungen zur Kostendeckung der Wasserdienstleistungen getroffen werden. Zum Teil spiegelt sich der Beitrag der Wassernutzungen in den zu entrichtenden Wasserentnahmeentgelten bzw. Abwasserabgaben wider (siehe entsprechende Darstellung unter 5.3.3 – Umwelt- und Ressourcenkosten).“

zu 5.4) Informationen zur Kosteneffizienz von Maßnahmen/Maßnahmenkombinationen

Das Handbuch, auf das in der LAWA-Arbeitshilfe hingewiesen wird, ist mittlerweile fertig gestellt. Es trägt den Titel „Grundlagen für die Auswahl der kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen zur Aufnahme in das Maßnahmenprogramm nach Artikel 11 der Wasserrahmenrichtlinie (UBA-Texte Nr. 02/04)“. Es wurde beschlossen, dass das Handbuch in die Berichte zur ökonomischen Analyse einfließen sollte. Dabei kann folgender Textbaustein übernommen werden. Es ist zu beachten, dass auf der nächsten LAWA-Vollversammlung noch ein Beschluss über den Inhalt des Textbausteins herbeigeführt werden muss. Insofern kann es noch zu inhaltlichen Änderungen kommen.
Textbaustein:

„Da weder die Arbeiten an der Bestandsaufnahme noch an einem Baseline Szenario vor Ende 2004 abgeschlossen sein müssen, kann die erste wirtschaftliche Analyse (2004) noch nicht genügend Informationen zur vollständigen Beurteilung der Kosteneffizienz von Maßnahmen(-kombinationen) zur Erreichung der Ziele der WRRL beinhalten.

Dennoch wurde die Zeit genutzt, um parallel eine Methodik zu entwickeln, nach der kosteneffektive Maßnahmen abgeleitet werden können. Dieses Konzept enthält Empfehlungen für die Entscheidungsträger und ist zur praktischen Nutzung in Form eines Handbuchs erschienen (s. Anlage zur ökonomischen Analyse - UBA-Texte Nr. 02/04).

Ausgangspunkt für die Methodik ist die Bestandsaufnahme. Anhand der Vorgaben der einschlägigen europäischen Leitfäden und der Erfahrungen in ausgewählten Flussgebieten wurden die für Deutschland typischen Belastungssituationen identifiziert und ermittelte Defizitparameter bestimmten Belastungs- und Verursacherbereichen zugeordnet. Zur Behebung der jeweiligen Defizite wird ein Katalog von 17 (konkreten technischen, baulichen, eher lokal wirkenden) Maßnahmen und 10 (administrativen, ökonomischen, informativen, eher weiträumig wirkenden) Instrumenten vorgestellt. Dieser Katalog ist so angelegt, dass er jederzeit den lokalen/regionalen Bedürfnissen in den Flussgebieten angepasst und entsprechend ergänzt bzw. reduziert werden kann.

Detaillierte Datenblätter zu den einzelnen Maßnahmen und Instrumenten geben u. a. Auskunft über deren Wirksamkeit, Zeitbedarf, Kosten und Wechselwirkungen mit anderen Maßnahmen.

Die Auswahl der kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen erfolgt in einem mehrstufigen Abwägungsprozess, der die ökologische Wirksamkeit der Maßnahmen (bezogen auf die Zielerreichung 2015) mit betriebs- und volkswirtschaftlichen Kostenabschätzungen korreliert.

Damit legt das Handbuch die Grundlagen für die Auswahl von kosteneffizienten Maßnahmenkombinationen. Mit Abschluss der Bestandsaufnahme ist eine Konkretisierung, Weiterentwicklung und Anpassung des Konzepts an die lokalen Gegebenheiten im jeweiligen Flussgebiet erforderlich.“
Protokoll der letzten Sitzung des EU-ECON

Ergebnisprotokoll

LAWA-Unterausschuss „Umweltökonomie“ (EU-ECON)


Sitzung am 03.03.2004 (Staatliches Umweltamt, Frankfurt)

Teilnehmer: s. Teilnehmerliste (Anhang)

Protokoll: Frau Rathje (HMULV)

Leitung: Herr Fuchs (Obmann des LAWA-EU-ECON)

Der Punkt 4. der Tagesordnung wurde vorgezogen:

Zukünftige personelle Zusammensetzung des UA:
Der UA hat einige neue Mitglieder incl. Herrn Fuchs als neuem Obmann. Daher hat die Sitzung mit einer Vorstellungsrunde begonnen. 

Herr Seyler und Herr Nitsche scheiden aus dem UA aus.

Frau Rathje wird den Verteiler des UA aktualisieren und den Mitgliedern zukommen lassen.

1. Umsetzung der wirtschaftlichen Analyse

1.1. Datenerhebung gemäß der Tabelle 5.1.2:
Einige Mitglieder berichten über ihre bisherigen Erfahrungen bei der Umsetzung der Tabelle 5.1.2. Einhellige Meinung ist, dass an die Tabelle kreativ herangegangen werden sollte. Z.B. besteht die Möglichkeit, die Tabelle themenweise aufzuteilen. Auch ist die Freigabe von Erwerbstätigenzahlen und Bruttowertschöpfungsdaten seitens der zuständigen statistischen Arbeitskreise nicht erfolgt, so dass dies ggf. Zusammenfassungen nötig macht. Außerdem erfordern internationale Flussgebiete (z.B. Rhein) teilweise andere Berichtsstrukturen. Bei rein nationalen Flussgebieten (z.B. Weser) sollte man sich an der Tabelle 5.1.2 orientieren und sich nicht zu weit von der dort vorgegebenen Datenstruktur entfernen. 

1.2. Methodik zur Erarbeitung des Baseline Szenarios:
Herr Kusterer stellt seinen Ansatz für das Baseline Szenario der öffentlichen Abwasserbeseitigung (private Haushalte) vor.

Aufgrund des Vortrages entwickelt sich eine rege Diskussion über die Sinnhaftigkeit des Baseline Szenarios: 

· In der Vergangenheit aufgestellte Prognosen seien in den meisten Fällen so nicht eingetreten. 

· Ein Baseline Szenario auf Länderebene wird für die Umsetzung der WRRL als nicht sinnvoll erachtet. Allerdings fehlen für die Erstellung von Baseline Szenarien auf Ebene der Bearbeitungsgebiete meist die erforderlichen Daten.

· Für den Abwasserbereich wird die Qualität der statistischen Daten angezweifelt.

· Im Abwasserbereich werden nur die kommunalen Kläranlagen berücksichtigt. Die Schmutzfracht der nicht-kommunalen Kläranlagen ist aber erheblich.

· Deutschland befindet sich gegenüber z.B. Frankreich in der Situation, dass relevante EU-Regelungen (z.B. Kommunale Abwasserrichtlinie) größtenteils umgesetzt sind. Diesbezüglich sind demnach keine nennenswerten Entwicklungen mehr zu erwarten.

Andererseits sollte Deutschland bei dem Thema Baseline Szenario auch keine „Vogelstraußpolitik“ betreiben. 

Bei der Identifizierung und Bewertung der drivers (z.B. EU-Politik) wird noch Nachholbedarf gesehen.

Auch im Hinblick auf die nach 2004 anstehende Erarbeitung der Maßnahmenprogramme wird das Baseline Szenario als wichtig erachtet. Kommt man beispielsweise im Rahmen des Baseline Szenarios zu der Erkenntnis, dass in Zukunft keine Problembereiche vorhanden sind, werden sich Maßnahmen nur schwer durchsetzen lassen. Aus diesem Grund ist es wichtig, die Problembereiche zu identifizieren.
Die Mitglieder des UA sind sich einig, dass beim Baseline Szenario mit Zahlen vorsichtig umgegangen werden sollte. Im Baseline Szenario sollten eher Trendaussagen gemacht werden. Dies entspräche auch der französischen Vorgehensweise, die ein qualitatives (beschreibendes) Baseline Szenario bevorzugen.

Es wird vorgeschlagen, den bisher in der LAWA-AH stehenden Text zum Baseline Szenario zu konkretisieren. Dazu sollten zuerst gemeinsame Probleme identifiziert werden. Die Texte von Herrn Kusterer bilden die Grundlage für die Aussagen, dass in diesen Bereichen in Zukunft keine Probleme zu erwarten sind.

Die Struktur für die Überarbeitung des Textes wird von Frau Pawlowski in Zusammenarbeit mit Frau Kopf erstellt und dann per Email abgestimmt. Dabei wird es voraussichtlich Texte geben, die vom EU-ECON erstellt werden sollten, damit nicht Doppelarbeit und auch keine unterschiedlichen Aussagen auf Gebieten, wo Unterschiede nur schwer zu vermitteln sind, entstehen. Entsprechende Kleingruppen von 2-3 Mitgliedern sollten im Anschluss an die Abstimmung gebildet werden. Die eigentliche Arbeit in den Kleingruppen sollte bis zur nächsten Sitzung erfolgen, damit dann die Papiere verabschiedet und zur Verfügung gestellt werden können. Alle Mitglieder sind dazu aufgerufen, Frau Pawlowski möglichst unverzüglich die wesentlichen Belastungen und deren Verursacher zu melden. Herr Rechenberg weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass im Handbuch zu kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen die Hauptprobleme genannt sind, auf die zurückgegriffen werden kann.

1.3 Ergebnisse des Lippe-Projektes zur Ermittlung der Kostendeckungsgrade:
Frau Pawlowski verweist auf den versendeten Bericht zum Lippe-Projekt. Zusätzlich erwartet sie in Kürze einen ergänzenden Bericht von Prof. Dr. Ewringmann.

Frau Rathje verweist auf Gespräche mit Thierry Davy bzgl. des Themas Kostendeckung. Aus diesen Gesprächen geht hervor, dass das wichtigste Ziel bei der Ermittlung der Kostendeckung die Transparenz (z.B. Analyse von Subventionen) ist. 

Gemäß LAWA-Arbeitshilfe muss ein gemeinsamer Text formuliert werden, der auf die Ergebnisse der 3 Pilotprojekte zurückgreift und die methodischen Ansätze transparent macht. Dabei sollte auch auf Fragen, wie z.B. „Wie gehen wir nach 2004 vor?“, „Wie könnte die Subventionserhebung aussehen?“ eingegangen werden.

Frau Rathje erklärt sich bereit, einen solchen Text zu erstellen. Frau Pawlowski wird ihr dazu den Bericht von Herrn Ewringmann zusenden.

1.4 Abgabenproblematik im Handbuch zur Ermittlung der kosteneffizientesten Maßnahmenkombinationen:
Auf der 123. LAWA-VV wurden bzgl. der in dem Handbuch enthaltenen Abgaben Bedenken geäußert. Der UA hat daraufhin den Auftrag bekommen, bis zur 125. LAWA-VV zu prüfen, ob an den Ausführungen zu den Abgaben im Handbuch etwas geändert werden soll oder nicht.

Die Mitglieder des LAWA-UA sind der Ansicht, dass die Abgaben zu den Instrumenten gehören und daher im Handbuch verbleiben sollen. Zudem ist gegenüber dem Arbeitsentwurf des Handbuchs, welcher Diskussionsgrundlage der 123. LAWA-VV war, eine Reihe von Abgabenlösungen gestrichen bzw. modifiziert worden. Herr Rechenberg betont, dass der zahlenmäßig immer noch hohe Anteil von Abgabenvorschlägen unter den Instrumenten (5 von 10) keine Präferenz zugunsten dieser Lösungen widerspiegelt, sondern lediglich deren breites Anwendungsspektrum dokumentiert.
Insgesamt beinhaltet das Handbuch keine verbindliche Vorgehensweise, sondern kann an die jeweilige Gegebenheit angepasst werden.

Herr Rechenberg wird Frau Rathje bis Freitag, den 05.03.2004 einen erläuternden Text zum Handbuch zusenden. Frau Rathje leitet diesen Text an die LAWA-Geschäftsstelle für die Einbringung in die 125. LAWA-VV weiter. Der LAWA-VV soll vorgeschlagen werden, diesen Text als Anhang zum Kapitel der ökonomischen Analyse beizufügen.

1.5 Überarbeitung des Kapitels der LAWA-Arbeitshilfe zur ökonomischen Analyse:
In der Vergangenheit gab es Diskussionen, wie neu erstellte Texte in die LAWA-Arbeitshilfe zu integrieren sind. Herr Nitsche berichtet, dass neue Texte grundsätzlich nur noch als Anlage eingestellt werden können. Die Mitglieder des UA sehen hier das Problem, dass auch Anlagen zur Arbeitshilfe einer Zustimmung der LAWA-VV bedürfen. Dieses Vorgehen zur Informationsvermittlung wird aufgrund der derzeitig schnellen Entwicklung in der ökonomischen Analyse als nicht sinnvoll erachtet. Erarbeitete Papiere sollten den Anwendern schneller zur Verfügung gestellt werden.

Die Idee, Dokumente auf der LAWA-Homepage (Zugang nicht für jeden möglich, Einrichtung eines Passworts) einzustellen, wird zunächst verworfen.

Es wird der Beschluss gefasst, einen Email-Verteiler einzurichten, der für jedes Bundesland einen Ansprechpartner für die ökonomische Analyse enthält. Ist kein spezieller Ansprechpartner zu identifizieren, ist die jeweils oberste Wasserbehörde in den Verteiler aufzunehmen. An diese Ansprechpartner sollen die jeweils neu erarbeiteten Dokumente und die Protokolle der Sitzungen des LAWA-UA versendet werden.

Um die Informationsflut einzudämmen, sollen nur bereits im UA abgestimmte Dokumente versandt werden. Um die neuen Texte klar zu strukturieren, soll eine Sammlung von Arbeitsmaterialien erstellt werden. Die erste Seite dieser Sammlung soll in Form einer Übersicht über die beigefügten Texte gestaltet werden. Diese Übersicht soll auch die Verknüpfung zur LAWA-Arbeitshilfe gewährleisten und ggf. kurze Erläuterungen beinhalten. 

Frau Rathje wird sowohl den Email-Verteiler erstellen als auch die Dokumentensammlung incl. der Übersicht zusammenstellen.

Den LAWA-UA-internen Email-Verteiler wird Frau Rathje aktualisieren und den Mitgliedern zur Verfügung stellen. Alle Mitglieder sind dazu aufgefordert, diesen Verteiler zum Informationsaustausch zu nutzen.
Frau Pawlowski hatte auf der letzten Sitzung des LAWA-UA Bedenken bzgl. des Textes von Frau Haack über das Thema der Gebührensystematik geäußert. Frau Pawlowski sei davon ausgegangen, dass ihre Anmerkungen in den Text aufgenommen werden. Dagegen stehen die Aussagen von Herrn Quadflieg, dass der Text von Frau Haack ohne Änderung übernommen werden sollte. Frau Pawlowski wird sich mit Frau Haack nochmals in Verbindung setzen, um zu einem gemeinsamen Ergebnis zu kommen.
1.6 Einrichten einer Datenbank:
Im Rahmen der wirtschaftlichen Analyse werden zahlreiche Daten erhoben und verrechnet. Es wird die Frage diskutiert, ob es sinnvoll sei, die bereits gesammelten Daten in eine Datenbank zu integrieren. Derzeit wird der Aufwand allerdings als zu groß erachtet. Dies wäre nur bei einem häufigen Zugriff auf die Datenbank sinnvoll. Hinzu kommt, dass die Daten der wirtschaftlichen Analyse aus fachlichen und ökonomischen Daten bestehen, und es hier deshalb zu Doppelarbeiten kommen kann.

2. Vorschläge zur Novellierung des UStatG:
Der LAWA-UA wurde bereits mehrfach aufgefordert, Vorschläge zur Novellierung des UStatG, die auch der Umsetzung der ökonomischen Analyse der WRRL dienlich sind, abzugeben. Allerdings fällt es zum jetzigen Zeitpunkt sehr schwer zu definieren, welche Daten nach 2004 gebraucht werden. Hinzu kommt, dass durch die Novellierung das UStatG eigentlich verschlankt und nicht ausgeweitet werden soll.

Der Vorschlag, in Zukunft ökonomische Elemente zu integrieren (z.B. Wasserpreise), ist bereits im Gesetzentwurf enthalten. 

Die Mitglieder des UA senden Frau Rathje ihre Vorschläge zur Novellierung des UStatG bis 31.03.2004 zu. Frau Rathje wird die Vorschläge bündeln und weiterleiten.

Frau Rathje berichtet über die sich im Aufbau befindliche UGR der Länder. Der LAWA-UA ist aufgefordert worden, zukünftige Daten / Themenfelder zu benennen, welche die UGR der Länder zukünftig in ihren Arbeiten berücksichtigen können.

Die Mitglieder des UA senden Frau Rathje ihre Vorschläge zur weiteren Arbeit der UGR der Länder bis 31.03.2004 zu. Frau Rathje wird die Vorschläge bündeln und weiterleiten.
3. Berichte aus internationalen Gremien:
DG eco 1:Von der DG eco 1 sind drei Papiere erarbeitet worden (zur Charakteristik der Wassernutzungen, Baseline Szenario, Kostendeckung). Herr Quadflieg war offizielles Mitglied dieser Drafting Group, war aber auf keiner Sitzung zugegen. 

Bezüglich der Vorgehensweise dieser Drafting Group sind verschiedene Fragen aufgetaucht:

· Sind die innerhalb des LAWA-UA versendeten Dokumente aktuell? Frau Rathje wird die jeweils aktuellen Versionen der Dokumente besorgen und sie den Mitgliedern des UA zur Verfügung stellen.
· Steht die Besprechung/Verabschiedung der Dokumente auf der Tagesordnung der nächsten Sitzung der Working Group 2B? Frau Rathje wird diese Frage an Niels Vlaanderen und Thierry Davy weiterleiten. Falls die Dokumente noch nicht auf der Tagesordnung stehen, hätte der UA noch Zeit, eine Stellungnahme zu formulieren.

· Kann man auf den jetzt laufenden Prozess überhaupt noch Einfluss nehmen? 

Einige Mitglieder des UA empfinden es als wichtig, noch eine Stellungnahme abzugeben, da die Dokumente nicht immer mit der deutschen Vorgehensweise übereinstimmen. Andere Mitglieder sehen die Verbindlichkeit der Dokumente noch geringer an als die Verbindlichkeit des WATECO-Dokumentes.

Eine Möglichkeit wäre, Herrn Stratenwerth als Mitglied der Working Group 2B eine deutsche Position zu vermitteln. Herrn Stratenwerth müsste dazu eine detaillierte Stellungnahme vorgelegt werden. Dies ist allerdings aufgrund der knappen Zeit nicht mehr möglich.

· Besteht evtl. bereits eine Stellungnahme von Herrn Quadflieg zu diesen Papieren? Frau Rathje wird diesbezüglich bei Herrn Quadflieg nachfragen. Falls eine solche Stellungnahme existiert, wird Frau Rathje sie Herrn Stratenwerth zuleiten.
· Wie sieht die weitere Arbeit der DG eco 1 aus? Es wurde darüber nachgedacht, dass sich die DG eco 1 zukünftig mit dem Thema „cost effectiveness“ beschäfgtigt.

DG eco 2: Herr Rechenberg ist Mitglied der DG eco 2, war bei allen Sitzungen der Gruppe dabei und hat die Dokumente der DG eco 2 stets den Mitgliedern des LAWA-UA zur Stellungnahme zugesendet. Herr Rechenberg betont hierbei die Wichtigkeit einer Rückkopplung, insbesondere wenn Unstimmigkeiten in den Dokumenten auffallen.

Die DG eco 2 soll bis Ende 2004 ein Dokument zu Umwelt- und Ressourcenkosten erarbeitet haben. Die Arbeit innerhalb der Gruppe machte anfangs große Fortschritte, ist aber auf dem letzen Meeting in Madrid ins Stocken geraten. Z.B. konnte keine Einigung über Begrifflichkeiten erzielt werden. Dissenzen sollen im Text sichtbar gemacht werden. Außerdem fehlt bislang die Verbindung zu IMPRESS.

Herr Rechenberg weist auf den anstehenden Workshop über Umwelt- und Ressourcenkosten in Amsterdam hin. Das vorläufige Programm des Workshops enthält eine Vorstellung von verschiedenen Pilotprojekten. Herr Rechenberg hat bereits angeregt, den Workshop zu nutzen, um über das bisherige Dokument der DG eco 2 zu diskutieren.

IKSR: Frau Pawlowski berichtet über den Workshop in Amsterdam, zu dem die Rhein-Anliegerstaaten eingeladen wurden, um über Baseline Szenario und Risk Assesment zu diskutieren. Die anfänglich großen Unterschiede in den methodischen Vorgehensweisen der einzelnen Länder erscheinen nach dem Workshop nicht unüberwindbar. Insgesamt scheint Frankreich zwischen den Niederlanden (die das Baseline Szenario in die Risikoanalyse einfließen lassen wollen) und Deutschland (wo das Baseline Szenario und die Risikoanalyse nicht miteinander verknüpft wird) zu stehen.

Eine Zusammenfassung der Ergebnisse des Workshops wird dem Koordinierungskomitee am Rhein zugeleitet.

5. Verschiedenes:
Datenfreigabe: Der LAWA-UA hat Ende August 2003 Anträge auf Datenfreigabe an die zuständigen Arbeitskreise VGR und Erwerbstätigenrechnung der Länder gestellt. Diese Anträge scheinen „im Sande verlaufen“ zu sein. Grund dafür mag sein, dass sich z.B. Hessen aufgrund der noch nicht erfolgten Datenfreigabe mit Hochrechnungen beholfen hat. Dennoch wird eine tiefere regionale und sektorale Untergliederung der Daten zur Bruttowertschöpfung und zu den Erwerbstätigen für die zukünftige Arbeit als wichtig erachtet. Daher sollen zukünftig nochmals Anträge auf Datenfreigabe mit einer genauen Begründung gestellt werden. Dies ist in die Liste der noch zu erledigenden Arbeiten nach 2004 aufzunehmen.

notwendige Arbeiten nach 2004: Über die noch erforderlichen Arbeiten nach 2004 soll auf einer Sitzung des LAWA-UA im Herbst 2004 beraten werden.
nächster Termin für die LAWA-UA-Sitzung:
Als nächster Termin wird der 30.06.2004 im Staatlichen Umweltamt, Frankfurt, festgehalten.
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� 	Vgl. Statistisches Bundesamt (Öffentliche Wasserversorgung 2003), S. 4. � 	Der Bundesverband der Deutschen Gas- und Wasserwirtschaft e.V. (BGW)  beziffert den einwohner-� 	spezifische Wasserverbrauch im Sektor „Haushalte und Kleingewerbe“ auf 129 l/ (E*d).� für die � 	Jahre 2001 und 2002. Vgl. BGW, Wasserstatistik 2003


� 	Vgl. BGW-Wasserstatistik, 2000


� 	Vgl. BGW-Wasserstatistik, 2000


� 	Vgl. Abbildung 3.


� 	Vgl. BGW-Wasserstatistik 2000, S. 12.


� Persönliche Auskunft von Frau Andrea Danowski, BGW, und von Herrn Peter Lenz, Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft.


� 	Vgl. BGW-Marktdaten 2003 und Abbildung 5.


� 	Vor der Wende wurden der Wasserverbrauch zentral hausbezogen abgerechnet, seit der� 	Wende erfolgt eine mieterbezogene Nebenkostenabrechnung


� 	Vgl. Regionalstatistik des Bundesamt für Statistik (� HYPERLINK "http://www.brandenburg.de/statreg/daten_09/514_4-32.htm" ��http://www.brandenburg.de�).� 	Im Jahr 1998 wurden in der BRD aus Hausbrunnen und Quellen 246.469 Tsd. m³ d.h.  3 m³/(E*a)� 	Trinkwasser gewonnen. Davon entfallen  rd.1/3 (70.511 Tsd. m³) d.h. 4,1 m³/ (E*a) auf die Neuen� 	Bundesländer.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt (Öffentliche Wasserversorgung 2003), S. 4.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt Wiesbaden, Wasserstatistik


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Wasserstatistik, Datenreihe für die Jahre 1998 und 2001 (vorläufig),� 	URL: � HYPERLINK "http://www.statistikportal.de/de_jb10_jahrtabu2.asp" ��http://www.statistikportal.de/de_jb10_jahrtabu2.asp� (25.08.2003).


� 	Letztverbraucher sind private Haushalte, gewerbliche Unternehmen und sonstige Abnehmer, mit� 	denen Wasserversorgungsunternehmen die abgegebenen Wassermengen unmittelbar abrechnen.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Wasserstatistik 2001 (vorläufige Ergebnisse).


� 	Einschließlich 7 % Mehrwertsteuer und Grundpreis.


� 	Vgl. BGW-Wassertarifstatistik zum 01.01. des jeweiligen Jahres.


� 	Vgl. BGW-112. Wasserstatistik, Berichtsjahr 2000. Der spezifische Wasserverbrauch im Sektor� 	Haushalte und Kleingewerbe wird für die Alten Bundesländer  mit 93 l/(E*d) und für die Neuen� 	Bundesländer mit 136 l/(E*d) ermittelt.


� 	Vgl. BGW 2003,  ULR:http://www.bundesverband-gas-und-wasser.de (02.07.2003).


� 	Ohne Berlin.


� 	Quelle: 112. BGW-Wasserstatistik 2000, BGW-Wassertarifstatistik, � HYPERLINK "URL:http://www" ��URL:http://www�.bgw.de


� 	Die jährlichen Trinkwasserkosten für 2003 betragen in den Alten Ländern rd. 82 EUR und in den� 	Neuen Ländern rd. 70 EUR je Einwohner.


� 	Vgl. � HYPERLINK "URL:http://www.destatis.de" ��URL:http://www.destatis.de�. 


�  	Die Bevölkerungsvorausberechnung des Stat. Bundesamtes erfolgt nach einem  Top-down-Ansatz,� 	wobei der auf Bundesebene ermittelte Bevölkerungsstand auf die Bundesländer übertragen wird. � 	Für die Bearbeitungsgebiete sollte der Bevölkerungsstand zum Jahr 2015 auf Basis der � 	Raumordnungsprognose „INKAR PRO“ des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung ermittelt� 	 werden, die auf Ebene der Landkreise den Bevölkerungsstand bis zum Jahr 2020 prognostiziert.


� 	Vgl. Abbildung 2


�  	Die Software „INKAR PRO“ ist über den Selbstverlag des Bundesamtes für Bauwesen und� 	Raumordnung Berlin � HYPERLINK "http://www.bbr.bund.de/veroeffentlichungen" ��http://www.bbr.bund.de/veroeffentlichungen� zu beziehen.


� 	Vgl. Abbildung 5


� 	Beispielsweise analog den Ausführungen im Kapitel „Sozioökonomische Analyse“ des � 	BMBF-Verbundprojektes „Flusseinzugsgebietsmanagement für die Werra“, Teilprojekt� 	 Sozioökonomie (IÖW, 2003)


� 	Vgl. Regio-Stat, Statistiken 514-31 und 514-32


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeigstelle Bonn, Öffentliche Wasserversorgung und � 	Abwasserbeseitigung 2001 - Ausgewählte vorläufige Ergebnisse -, S. 7. 


� 	Vgl. Fußnote 10


� 	Schmutzwasser ist durch Gebrauch verändertes Wasser. Fremdwasser ist der unerwünschte Abfluss� 	in einem Entwässerungssystem. Schmutz-, Fremd- und Niederschlagswasser ergeben die Jahres-� 	abwassermengen.


Das kommunale Schmutzwasser setzt sich aus dem  häuslichen und gewerblichen Schmutzwasser zusammen.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeigstelle Bonn, Öffentliche Wasserversorgung und � 	Abwasserbeseitigung 2001 - Ausgewählte vorläufige Ergebnisse -, S. 7. 


� 	Der einwohnerspezifische Trinkwasserverbrauch in Deutschland ist von 144 l/(E*d) im Jahr 1990 auf� 	129 l/(E*d) im Jahr 2000 um rd. 10 % gesunken.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeigstelle Bonn, Öffentliche Wasserversorgung und � 	Abwasserbeseitigung 2001 - Ausgewählte vorläufige Ergebnisse -, S. 4 und 7. 


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeigstelle Bonn, Öffentliche Wasserversorgung und � 	Abwasserbeseitigung 2001 - Ausgewählte vorläufige Ergebnisse -, S. 4.


�  	Vgl. Abbildung 4.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Zeigstelle Bonn, Öffentliche Wasserversorgung und � 	Abwasserbeseitigung 2001 - Ausgewählte vorläufige Ergebnisse -, S. 7. 


� 	Vgl. Abbildung 5.


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Jahresfrachten 1998 und 2001 (unveröffentlicht) 


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Jahresfrachten 1998 und 2001 (unveröffentlicht) 


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Jahresfrachten 1998 und 2001 (unveröffentlicht) 


� 	Zum Vergleich liegt der durchschnittliche Trinkwasserpreis bei 1,72 EUR/m³


� 	Vgl. ATV-DVWK, Marktdaten Abwasser 2002, S. 2.


� 	Vgl. ATV-DVWK, Marktdaten Abwasser 2002, S. 2.


� 	Vgl. URL: http://www.destatis.de


� 	Vgl. Baum, H.G./Coenenberg, A.G/Günther, T. (Strategisches Cobntrolling, 1999), S. 338 ff.


� 	Es ist möglich, das Baseline-Szenario auf Basis von begründeten Schätzungen abzuleiten. � 	Vgl. LAWA-Arbeitshilfe


� 	Vgl. Statistisches Bundesamt, Frachtbilanzen 1995-2001 (unveröffentlicht).


� 	Minderungsraten zwischen 1995 und 2001 bei N(anorg): 6,5 % p.a., CSB: 2,8 % p.a und � 	Phosphor: 0,9 % p.a.


� 	Vgl. Abbildung 7


�  	Die Software „INKAR PRO“ ist über den Selbstverlag des Bundesamtes für Bauwesen und� 	Raumordnung Berlin � HYPERLINK "http://www.bbr.bund.de/veroeffentlichungen" ��http://www.bbr.bund.de/veroeffentlichungen� zu beziehen.


� 	Vgl. Abbildung 6


� 	Vgl. EG-Richtlinie (91/271/EWG)


�	Hier liegt ein Übersetzungsfehler vor: der englische, Begriff "water uses" ist als "Wasserverbrauch" übersetzt worden; richtig ist: "Wassernutzungen".


�	Mitteilung der Kommission zur Preisgestaltung, S. 10.


�	Mitteilung der Kommission zur Preisgestaltung, S. 10.
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_1139055359.xls
Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung						Einwohnerbezogene Jahresfracht

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit 
Anschluss an eine 
Abwasserbehandlungs-
anlage		Anschluss-
grad		CSB						Nges,anorganisch		Pges

								1,000						kg / (EW*a)

		2001		10,369,090		480,398		82,440		76,564		93%		4.24						1.35		0.12

		1998		11,891,548		589,323		82,037		74,204		90%		4.64						1.82		0.13

		1995		3,387,822		156,900		81,818		72,219		88%		5.40						2.35		0.14





Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1139116654.xls
Stickstoffdiagramm

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



Vergleichsjahr 2001

Prognosejahr 2015 für Varainten 1-3

Schmutzfracht in 
Tonnen

Stickstofffracht (Nanorganisch)

103476

109876

98888.5

87901.2



Stickstofftabelle

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		103,476

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				109,876		98,889		87,901





Tabelle4

		





CSB-Diagramm

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



CSB-Fracht in Tonnen

324772

344279.7

309851.73

275423.76



CSB

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		324,772

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				344,280		309,852		275,424





Tabelle6

		





Phosphor

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		9013

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				9766		8952		7813





Phosphor

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



9013

9766

8952

7813




_1139120039.xls
Tabelle1

						2001

				angeschl.
 EW		Fracht						Einwohnerbezogene Fracht

				1,000				in t						in kg/(EW*a)

		Deutschland				CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

		2015				292,425.0		93,172.5		8,111.3

		2001		76,564		324,772.1		103,476.6		9,012.5		4.24		1.35		0.118

		1998		74,685		366,304.0		124,351.0		9,565.5		4.90		1.67		0.128

		1995		72,470		462,789.4		158,602.3		9,518.4		6.39		2.19		0.131





Diagramm2

		1995

		1998

		2001



P

Tonnen [a]

9518.4

9787

9015



Diagramm3

		1995		1995

		1998		1998

		2001		2001



CSB

Nanorg

Tonnen [a]

390254

169361

344358

134954

324772

103476



Tabelle2

				1995		1998		2001

		CSB		390,254.0		344,358.0		324,772.0

		Nanorg		169,361.0		134,954.0		103,476.0

				1995		1998		2001

		P		9,518.4		9,787.0		9,015.0





Tabelle4

		nach Ländern		1998														2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.		angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)						1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,148		44,601.5		18,455.8		1,538.0		4.40		1.82		0.152		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,133		55,955.8		24,686.4		1,627.6		5.03		2.22		0.146		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		1,971		6,985.3		2,328.4		137.0		3.54		1.18		0.070		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		2,875		10,522.8		3,388.7		174.0		3.66		1.18		0.061		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		780		3,155.3		751.3		0.0		4.05		0.96		0.000		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,717		7,460.5		222.3		158.7		4.35		0.13		0.092		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		5,884		26,524.7		13,719.7		911.9		4.51		2.33		0.155		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,356		5,098.0		1,468.9		85.6		3.76		1.08		0.063		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,127		26,166.4		7,020.2		638.2		3.67		0.99		0.090		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,151		96,512.3		31,224.6		2,827.8		5.63		1.82		0.165		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,673		16,588.5		5,687.5		470.6		4.52		1.55		0.128		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		914		6,758.8		2,157.1		143.6		7.39		2.36		0.157		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		2,992		24,377.4		6,648.4		593.9		8.15		2.22		0.198		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		1,778		15,951.2		3,408.4		126.1		8.97		1.92		0.071		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,484		10,848.2		5,424.1		208.6		4.37		2.18		0.084		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,351		7,624.8		2,392.1		145.7		5.64		1.77		0.108		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										3.54		0.13		0.000										1.57		0.43		0.012

		Max										8.97		2.36		0.198										5.71		1.96		0.204

		Median										4.45		1.79		0.100										4.21		1.27		0.090

		Mittelwert										5.10		1.61		0.11		4785.25		20307.32		6470.34		563.43		4.13		1.22		0.11

				73,334		365,132		128,984		9,787								76,564		324,917		103,525		9,015





Tabelle3

		nach Ländern		2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										1.57		0.43		0.012

		Max										5.71		1.96		0.204

		Median										4.21		1.27		0.090






_1139122728.xls
Diagramm1

		1979		1979		1979		1979

		1983		1983		1983		1983

		1987		1987		1987		1987

		1991		1991		1991		1991

		1995		1995		1995		1995

		1998		1998		1998		1998

		2001		2001		2001		2001



Jahresabwassermenge

Schmutzwasser

Fremdwasser

Niederschlagswasser

Jahr

Behandelte Abwassermenge  [Mill. m³]

7235.8

4807.4

7672

4338.7

8882.9

4237.8

1191.5

3453.6

8512

5157.6

1359.9

1994.5

9846.6

4854

2036.4

2956.2

9639.6

4905.3

1976.2

2758.1

10468.7

5270.2

2183.9

3014.6



Tabelle1

				1979		1983		1987				1991		1995		1998		2001

		Jahresabwassermenge		7235.8		7672		8882.9				8512		9846.6		9639.6		10468.7

		Schmutzwasser		4807.4		4338.7		4237.8				5157.6		4854		4905.3		5270.2

		Fremdwasser						1191.5				1359.9		2036.4		1976.2		2183.9

		Niederschlagswasser						3453.6				1994.5		2956.2		2758.1		3014.6





Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1139116770.xls
Tabelle1

						2001

				angeschl.
 EW		Fracht						Einwohnerbezogene Fracht

				1,000				in t						in kg/(EW*a)

		Deutschland				CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

		2015				292,425.0		93,172.5		8,111.3

		2001		76,564		324,772.1		103,476.6		9,012.5		4.24		1.35		0.118

		1998		74,685		366,304.0		124,351.0		9,565.5		4.90		1.67		0.128

		1995		72,470		462,789.4		158,602.3		9,518.4		6.39		2.19		0.131





Diagramm2

		1995

		1998

		2001



P

Tonnen [a]

9518.4

9787

9015



Diagramm3

		1995		1995

		1998		1998

		2001		2001



CSB

Nanorg

Tonnen [a]

390254

169361

344358

134954

324772

103476



Tabelle2

				1995		1998		2001

		CSB		390,254.0		344,358.0		324,772.0

		Nanorg		169,361.0		134,954.0		103,476.0

				1995		1998		2001

		P		9,518.4		9,787.0		9,015.0





Tabelle4

		nach Ländern		1998														2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.		angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)						1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,148		44,601.5		18,455.8		1,538.0		4.40		1.82		0.152		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,133		55,955.8		24,686.4		1,627.6		5.03		2.22		0.146		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		1,971		6,985.3		2,328.4		137.0		3.54		1.18		0.070		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		2,875		10,522.8		3,388.7		174.0		3.66		1.18		0.061		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		780		3,155.3		751.3		0.0		4.05		0.96		0.000		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,717		7,460.5		222.3		158.7		4.35		0.13		0.092		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		5,884		26,524.7		13,719.7		911.9		4.51		2.33		0.155		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,356		5,098.0		1,468.9		85.6		3.76		1.08		0.063		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,127		26,166.4		7,020.2		638.2		3.67		0.99		0.090		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,151		96,512.3		31,224.6		2,827.8		5.63		1.82		0.165		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,673		16,588.5		5,687.5		470.6		4.52		1.55		0.128		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		914		6,758.8		2,157.1		143.6		7.39		2.36		0.157		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		2,992		24,377.4		6,648.4		593.9		8.15		2.22		0.198		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		1,778		15,951.2		3,408.4		126.1		8.97		1.92		0.071		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,484		10,848.2		5,424.1		208.6		4.37		2.18		0.084		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,351		7,624.8		2,392.1		145.7		5.64		1.77		0.108		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										3.54		0.13		0.000										1.57		0.43		0.012

		Max										8.97		2.36		0.198										5.71		1.96		0.204

		Median										4.45		1.79		0.100										4.21		1.27		0.090

		Mittelwert										5.10		1.61		0.11		4785.25		20307.32		6470.34		563.43		4.13		1.22		0.11

				73,334		365,132		128,984		9,787								76,564		324,917		103,525		9,015





Tabelle3

		nach Ländern		2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										1.57		0.43		0.012

		Max										5.71		1.96		0.204

		Median										4.21		1.27		0.090






_1139055570.xls
Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung						Einwohnerbezogene Jahresfracht

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit Anschluss 
an eine Abwasser-
behandlungsanlage		Anschluss-grad		CSB						Nges,anorganisch		Pges

								1,000						Tonnen /a

		Vergleichsjahr

		2001		10,369,090		480,398		82,440		76,564		93%		4.24						1.35		0.12

		Variante 1								+ 4,826 Mill. EW

		2015		10,369,090		480,398		83,051		81,390		98%		4.23						1.35		0.12

		Variante 2								+ 4,826 Mill. EW		Minderung:		-10%						-10%		-10%

		2015		11,891,548		589,323		83,051		81,390		98%		3.82						1.22		0.11

		Variante 3								+ 4,826 Mill. EW		Minderung:		-20%						-20%		-20%

		2015		11,891,548		589,323		83,051		81,390		98%		3.39						1.08		0.100





Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1139116614.xls
Stickstoffdiagramm

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



Vergleichsjahr 2001

Prognosejahr 2015 für Varainten 1-3

Schmutzfracht in 
Tonnen

Stickstofffracht (Nanorganisch)

103476

109876

98888.5

87901.2



Stickstofftabelle

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		103,476

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				109,876		98,889		87,901





Tabelle4

		





CSB-Diagramm

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



CSB-Fracht in Tonnen

324772

344279.7

309851.73

275423.76



CSB

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		324,772

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				344,280		309,852		275,424





Tabelle6

		





Diagramm2

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



Phosphorfracht in Tonnen

9013

9766.8

8790.12

7813.44



Phosphor

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		9,013

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				9,767		8,790		7,813
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Stickstoffdiagramm

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



Vergleichsjahr 2001

Prognosejahr 2015 für Varainten 1-3

Schmutzfracht in Tsd. Tonnen

Stickstofffracht (Nanorganisch)

103476

109876

98888.5

87901.2



Stickstofftabelle

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		103,476

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				109,876		98,889		87,901





Tabelle4

		





CSB

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		324

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				344		310		275





CSB

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



324

344

310

275



Tabelle6

		





Phosphor

				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		9013

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				9766		8952		7813





Phosphor

		2001		2001

		Variante 1		Variante 1

		Variante 2		Variante 2

		Variante 3		Variante 3



9013

9766

8952

7813
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Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung						Einwohnerbezogene Jahresfracht

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit Anschluss 
an eine Abwasser-
behandlungsanlage		Anschluss-grad		CSB						Nges,anorganisch		Pges

								1,000						Tonnen /a

		Vergleichsjahr

		2001		10,369,090		480,398		82,440		76,564		93%		324,772						103,476		9,013

		Variante 1

		2015		10,369,090		480,398		83,051		81,390		98%		344,280						109,877		9,767

		Variante 2												-10%						-10%		-10%

		2015		11,891,548		589,323		83,051		81,390		98%		309,852		0		0		98,889		8,790

		Variante 3												-20%						-20%		-20%

		2015		11,891,548		589,323		83,051		81,390		98%		275,424		0		0		87,901		7,813





Tabelle2

		





Tabelle3

		






_1139055477.xls
Tabelle1

						2001

				angeschl.
 EW		Fracht						Einwohnerbezogene Fracht

				1,000				in t						in kg/(EW*a)

		Deutschland				CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

		2015				292,425.0		93,172.5		8,111.3

		2001		76,564		324,772.1		103,476.6		9,012.5		4.24		1.35		0.118

		1998		74,685		366,304.0		124,351.0		9,565.5		4.90		1.67		0.128

		1995		72,470		462,789.4		158,602.3		9,518.4		6.39		2.19		0.131





Diagramm1

		1995		1995

		1998		1998

		2001		2001

		308671.15		98348

		292425.3		93172.5



CSB

N

462789.4

158602.3

365132

128984

324917

103525



Tabelle2

		

		Deutschland		EW		CSB		Nanorg.		Pges.

		1995		72,470		462,789.4		158,602.3		9,518.4

		1998		74,685		366,304.0		124,351.0		9,565.5

		2001		76,564		324,772.1		103,476.6		9,012.5

				1995		1998		2001		V1:2015		V2:2015

		CSB		462,789.4		365,132.0		324,917.0		308,671.2		292,425.3

		N		158,602.3		128,984.0		103,525.0		98,348.0		93,172.5

		P		9,518.4		9,787.0		9,015.0		8,564.3		8,113.5





Tabelle4

		nach Ländern		1998														2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.		angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)						1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,148		44,601.5		18,455.8		1,538.0		4.40		1.82		0.152		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,133		55,955.8		24,686.4		1,627.6		5.03		2.22		0.146		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		1,971		6,985.3		2,328.4		137.0		3.54		1.18		0.070		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		2,875		10,522.8		3,388.7		174.0		3.66		1.18		0.061		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		780		3,155.3		751.3		0.0		4.05		0.96		0.000		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,717		7,460.5		222.3		158.7		4.35		0.13		0.092		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		5,884		26,524.7		13,719.7		911.9		4.51		2.33		0.155		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,356		5,098.0		1,468.9		85.6		3.76		1.08		0.063		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,127		26,166.4		7,020.2		638.2		3.67		0.99		0.090		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,151		96,512.3		31,224.6		2,827.8		5.63		1.82		0.165		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,673		16,588.5		5,687.5		470.6		4.52		1.55		0.128		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		914		6,758.8		2,157.1		143.6		7.39		2.36		0.157		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		2,992		24,377.4		6,648.4		593.9		8.15		2.22		0.198		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		1,778		15,951.2		3,408.4		126.1		8.97		1.92		0.071		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,484		10,848.2		5,424.1		208.6		4.37		2.18		0.084		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,351		7,624.8		2,392.1		145.7		5.64		1.77		0.108		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										3.54		0.13		0.000										1.57		0.43		0.012

		Max										8.97		2.36		0.198										5.71		1.96		0.204

		Median										4.45		1.79		0.100										4.21		1.27		0.090

				73,334		365,132		128,984		9,787								76,564		324,917		103,525		9,015





Tabelle3

		nach Ländern		2001

				angeschl.
 EW		CSB		Nanorg.		Pges.		CSB		Nanorg.		Pges.

				1,000		in t						in kg/(EW*a)

		Baden-Württemberg		10,459		43,599.7		16,218.3		1,436.9		4.17		1.55		0.137

		Bayern		11,537		57,006.1		22,300.1		2,150.5		4.94		1.93		0.186

		Berlin		3,338		5,246.0		1,421.6		41.4		1.57		0.43		0.012

		Brandenburg		1,988		9,470.4		2,133.1		167.0		4.76		1.07		0.084

		Bremen		658		3,414.3		645.4		23.9		5.19		0.98		0.036

		Hamburg		1,726		7,402.1		2,296.2		90.6		4.29		1.33		0.052

		Hessen		6,000		25,524.4		9,676.1		977.0		4.25		1.61		0.163

		Mecklenburg-Vorpommern		1,435		4,265.0		1,103.8		113.7		2.97		0.77		0.079

		Niedersachsen		7,416		23,304.7		4,611.9		538.8		3.14		0.62		0.073

		Nordrhein-Westfalen		17,460		83,899.2		24,466.6		1,664.1		4.81		1.40		0.095

		Rheinland-Pfalz		3,961		15,343.5		4,774.8		590.2		3.87		1.21		0.149

		Saarland		957		5,464.7		1,877.5		195.7		5.71		1.96		0.204

		Sachsen		3,438		18,365.1		5,576.6		456.3		5.34		1.62		0.133

		Sachsen-Anhalt		2,105		6,119.8		1,444.1		142.3		2.91		0.69		0.068

		Schleswig-Holstein		2,611		10,479.6		3,561.8		190.9		4.01		1.36		0.073

		Thüringen		1,475		6,012.5		1,417.5		235.6		4.08		0.96		0.160

		Min										1.57		0.43		0.012

		Max										5.71		1.96		0.204

		Median										4.21		1.27		0.090
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Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung				Wasserabgabe an Letztverbraucher

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit 
öffentlicher 
Wasserversorgung		insgesamt						darunter an
Haushalte und
Kleingewerbe		Abgabe je Einwohner
und Tag

								Mill.				Mill. m³								l/(E*d)

		2001		10,369,090		480,398		82.4		81.7		4,774.1						3,780.5		127

		1998		11,891,548		589,323		82.0		81.1		4,858.6						3,814.0		129

		1995		3,387,822		156,900		81.8		80.7		5,094.2						3,872.0		132

		1991		2,510,781		96,431		80.3		78.6		5,747.9						4,127.8		144

		1987 *)		667,692		41,072		61.1		60.0		4,392.2						3,202.8		146

		1983 *)		1,697,370		105,088		61.3		60.0		4,515.2						3,222.7		147

		1979 *)		6,027,042		281,098		61.4		59.8		4,442.8						2,951.2		135

								*) Früheres Bundesgebiet
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Diagramm1

		1979		1979

		1983		1983

		1987		1987

		1991		1991
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Tabelle1

		1979		1983		1987				1991		1995		1998		2001

		268.2		228.9		215.3				206.3		184.1		181.1		188.2

		204		206		201				200		172		165		160

		135		147		146				144		132		129		127
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Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung						Jahresfracht

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit 
Anschluss 
an eine 
Abwasser-
behandlungs-
anlage		Anschlussgrad		CSB						Nges,anorganisch		Pges

								1,000						t

		2001		10,369,090		480,398		82,440		76,564		93%		324,772						103,476		9,013

		1998		11,891,548		589,323		82,037		74,204		90%		344,358						134,954		9,640

		1995		3,387,822		156,900		81,818		72,219		88%		390,254						169,361		9,847
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Tabelle1

				1990		1991		1992		1993		1994		1995		1996		1997		1998		1999		2000		2001		2002		2003		2004		2005		2006		2007		2008		2009		2010		2011		2012		2013		2014		2015

		Bundesrepublik Deutschland		147		144		140		134		133		132		130		130		129		130		129		129		129

		Alte Bundesländer		148		145		144		140		139		138		137		137		136		137		136

		Neue Bundesländer		142		141		119		108		103		100		98		95		95		94		93
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Tabelle1

		

				Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Bevölkerung						Jahresabwassermenge

		Jahr		12/31/98		insgesamt		insgesamt		darunter mit 
Anschluss 
an die 
öffentliche 
Kanalisation		darunter mit 
Anschluss 
an eine 
Abwasser-
behandlungs-
anlage		insgesamt						darunter Schmutz-
wasser		darunter 
Fremd-
wasser		darunter 
Nieder-
schlagswasser		Schmutzwasser je 
an die Behandlungsanlage
angeschlossenem 
Einwohner und Tag

								1,000						Mill. m³												l/(E*d)

		2001		10,369,090		480,398		82,440		77,949		76,564		10,468.7						5,270.2		2,183.9		3,014.6		188.6

		1998		11,891,548		589,323		82,037		76,478		74,204		9,639.6						4,905.3		1,976.2		2,758.1		181.1

		1995		3,387,822		156,900		81,818		75,382		72,219		9,846.6						4,854.0		2,036.4		2,956.2		184.1

		1991		2,510,781		96,431		80,275		72,400		68,488		8,512.0						5,157.6		1,359.9		1,994.5		206.3

		1987 *)		667,692		41,072		61,077		56,520		53,928		8,882.9						4,237.8		1,191.5		3,453.6		215.3

		1983 *)		1,697,370		105,088		61,307		55,632		51,933		7,672.0						4,338.7		k.A.		k.A.		228.9

		1979 *)		6,027,042		281,098		61,439		54,470		49,116		7,235.8						4,807.4		k.A.		k.A.		268.2

								*) Früheres Bundesgebiet
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Tabelle1

				1992		1993		1994		1995		1996		1997		1998		1999		2000		2001		2002		2003

		Wasserpreis in EUR/m³		1.18		1.32		1.43		1.49		1.56		1.6		1.64		1.67		1.69		1.7		1.71		1.72

		Preisveränderung in % zum Vorjahr				11.7		8.1		4.7		4.5		2.7		2.6		1.6		1.5		0.6		0.6		0.6
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Tabelle1

		

		Wasserabgabe der öffentlichen Wasserversorgung an Haushalte und Kleingewerbe		Einwohner mit Anschluss an die öffentl. Wasserversorgung		Wasserabgabe an Haushalte und Kleingewerbe 
in 1.000 m³		Liter je Einwohner und Tag						Liter je Einwohner und Tag

		Jahr		12/31/98		1998								2001

		Baden-Württemberg		10,369,090		480,398		127						124

		Bayern		11,891,548		589,323		136						134

		Berlin		3,387,822		156,900		127						124

		Brandenburg		2,510,781		96,431		105						102

		Bremen		667,692		41,072		138						138

		Hamburg		1,697,370		105,088		153						150

		Hessen		6,027,042		281,098		128						128

		Mecklenburg-Vorpommern		1,789,854		65,445		100						102

		Niedersachsen		7,784,209		384,659		136						131

		Nordrhein-Westfalen		17,683,509		925,525		143						141

		Rheinland-Pfalz		4,015,521		186,576		127						124

		Saarland		1,073,877		47,180		120						121

		Sachsen		4,402,440		146,913		91						90

		Sachsen-Anhalt		2,668,078		92,702		95						95

		Schleswig-Holstein		2,708,969		151,058		153						152

		Thüringen		2,454,619		77,177		86						87

		Deutschland insgesamt		81,132,400		3,813,956		129						127
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Tabelle1

				1990		1991		1992		1993		1994		1995		1996		1997		1998		1999		2000

		Bundesrepublik Deutschland		147		144		140		134		133		132		130		130		129		130		129

		Alte Bundesländer		148		145		144		140		139		138		137		137		136		137		136

		Neue Bundesländer		142		141		119		108		103		100		98		95		95		94		93
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				2001		Variante 1		Variante 2		Variante 3

		Vergleichsjahr 2001		3781

		Prognosejahr 2015 für Varianten 1-3				3811		2790		4081
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		SCHL-HOL		1.31		152

		NIEDERS		1.28		131

		BAY		1.35		134

		RLP		1.66		124

		BRAND		1.67		102

		MECK-POM		1.74		102

		SAAR		1.81		121

		NRW		1.81		141

		BA-WÜ		1.89		124

		BREM		1.95		138

		SACH-ANH		2.01		95

		HES		2.05		128

		SACHS		2.33		90

		THÜR		2.34		87
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